
Der Wahlkampf hat begon-
nen. Die etablierten Par-
teien werden zu Recht 
als Teil des Problems und 
nicht der Lösung gesehen 
und versuchen sich „neu“ 
aufzustellen. Doch ein bis-
si türkis, kantige Sprüche 
oder „hippe“ Fotos ändern 
nichts. 

Die FPÖ schreibt auf Pla-
katen „Sonst wird sich 
nie was ändern“. Das trift 
die Stimmung, weil vie-
le zu Recht unzufrieden 
sind. Doch die Freiheitli-
chen werden es nicht bes-
ser machen, sondern noch 
schlimmer. Die Bemühun-
gen der Freiheitlichen, sich 
der Wirtschaft anzudie-
nen, sowie ihre unsoziale 

und rassistische Praxis in 
Oberösterreich sind eine 
Warnung. Blau-schwarz 
ist eine Gefahr. Aber auch 
andere Regierungskoaliti-
onen werden die Angrif-

fe auf unsere Zukunft ver-
schärfen.

Wer will, dass sich was 
ändert, muss das selbst in 
die Hand nehmen. Die Rei-
chen und Mächtigen haben 

viele Parteien und Institu-
tionen. Sie alle stehen fest 
auf dem Boden des kapita-
listischen Wahnsinns, der 
die Reichen immer reicher 
macht und für uns zu Ar-
mut, Arbeitslosigkeit und 
Wohnungsnot führt. Sie er-
klären Kürzungen zum Na-
turgesetz und lassen die 
enormen Vermögen der 
Superreichen unangetas-
tet. Sie wollen die Arbeits-
zeit verlängern, anstatt die 
Arbeitslosigkeit durch Ar-

beitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn zu bekämp-
fen. Wenn sie von „Auf-
schwung“ reden, dann be-
deutet das nur mehr Ge-
winne bei den Unterneh-
men. Für uns „Normalos“ 
sinken die Reallöhne seit 
Jahren - das Leben ist im-
mer schwerer zu inan-
zieren. Unsere Zukunft ist 
durch diese Parteien und 
dieses System gefährdet. 
Es muss sich was ändern. 
Um das zu erreichen, müs-

sen wir uns auf die eigenen 
Füße stellen. Organisieren 
wir gemeinsam den Wider-
stand gegen die Kürzungs-
pläne im Gesundheitswe-
sen und bei den Pensionen. 
Protestieren wir gegen grö-
ßere Klassen und fehlende 
Jobs. Fordern wir das Geld 
der Reichen, damit nie-
mand in Armut leben muss. 
Um unsere Zukunft zu ver-
ändern, müssen wir die-
ses System über den Hau-
fen werfen und durch ein 
demokratisches System er-
setzen, in dem Menschen 
und nicht Proite im Zent-
rum stehen. Wenn du also 
willst, dass sich etwas än-
dert, dann werden mit uns 
aktiv! Sonja Grusch

Die SLP fordert:

 F Nein zu allen Parteien, 
die nur Politik für 
die Reichen und 
Mächtigen machen!

 F Geld für Bildung 
und Soziales statt für 
Banken und Konzerne
!
 F Schluss mit dem 
kapitalistischen 
Wahnsinn, für sozia-
listische Demokratie!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Kommt Rot-Blau?
Immer mehr biedert sich die SPÖ an die FPÖ an. 
Schritt für Schritt werden Tabus abgebaut, 
um den Weg zu einer Koalition zu bahnen. 
Was auf als Kurswechsel erscheint, ist aber 
schon lange Praxis: FPÖ-Forderungen wer-
den von SPÖ-MinisterInnen umgesetzt und 
auf Landes-und Gemeindeebene gibt es rot-
blaue Koalitionen schon lange.                     Seite  2 

Britannien nach den Wahlen
Der britische Kapitalismus steckt in einer schwe-
ren Krise. Mit dem Sieg Jeremy Corbyns als 
Vorsitzender der Labour Party hat die bro-
delnde Wut der Nichtprivilegierten einen 
Ausdruck gefunden. Über mögliche Folgen 
und Chancen sozialistischer Politik in Groß-
britannien berichtet Paul Hunt von der Socia-
list Party England & Wales.             Seite   12

Schwerpunkt
Krisen, Kriege, Terror und 
Armut: Der Kapitalismus  
bringt die Gesellschaft an 
den Rand des Abgrunds. 
Doch SozialistInnen kämp-
fen weltweit gegen Ausbeu-
tung und Unterdrückung.                
                                Seiten 7-10
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Werde aktiv für Jobs, 
Wohnungen & Soziales für Alle!
Für eine echte, eine 
sozialistische Alternative!

Widerstand gegen die 
Parteien der Reichen!
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von Sonja Grusch Was nötig ist: 
Eine neue ArbeiterInnenpartei 
mit sozialistischem Programm, 
die soziale Kämpfe führt und 
so die FPÖ zurückdrängt. Die 
Second-Best Lösung: Ein brei-
tes, kämpferisches und de-
mokratisches linkes Bündnis, 

das zeigt, dass die Linke zumindest in diese Rich-
tung arbeitet. Die SLP hat in den letzten Monaten in 
der linken Initiative „Aufbruch“ und darüber hin-
aus alles ihr Mögliche versucht, dass es auch auf der 
Wahlebene EIN solches Bündnis gibt. Leider erfolg-
los.

Was nun ist: Ein exklusives Bündnis von KPÖ und 
Teilen der Jungen Grünen. Wie damit umgehen? Es 
hätte attraktiv sein können, doch schon das geheime 
Zustandekommen (auch an der Mitgliedschaft vor-
bei), sowie die Ablehnung einer Öfnung für die vie-
len AktivistInnen und Organisationen, die es noch 
gibt, zeigt die Begrenztheit. Wieder hat die KPÖ eine 
Chance nicht genutzt. Eine starke Linke wird nicht 

durch den Anspruch „alle müssen sich uns unter-
ordnen“ entstehen.

Was hilft dem Aufbau einer neuen ArbeiterInnen-
partei mit sozialistischem Programm am meisten? 
Die aktive Unterstützung von aufkeimenden und aus-
brechenden Protesten und Klassenkämpfen. Und die 
Stärkung einer sozialistischen Kraft, der es ernst ist 
mit dem Aufbau einer neuen ArbeiterInnenpartei. In-
dem die SLP in Wien und erstmals auch in Oberöster-
reich antreten will, versuchen wir beides. Unser Ziel 
ist es, AktivistInnen aus verschiedenen Bewegungen 
eine politische Heimat anzubieten. Wir wollen zeigen, 
dass es nicht reicht, den Kapitalismus zu verbessern, 
sondern dass es nötig ist, ihn zu stürzen. Wir werden 
uns nicht an Meinungsumfragen oder Sachzwängen 
orientieren, sondern klar sagen, was notwendig ist. 
Wir wollen DICH gewinnen, mit uns zu gegen die Un-
gerechtigkeiten und für eine bessere, eine sozialis-
tische Welt zu kämpfen. Das, und nicht weniger, ist 
notwendig. Darum tritt die SLP bei diesen Wahlen an.

21 Millionen Euro sollen ge-
kürzt werden. Schließun-
gen und Kürzungen bei Ju-
gendzentren, Stadtteilbi-
bliotheken, Familienzent-
ren, Sportvereinen, Kultur, 
Sozialbereich, Parkge-
bührenerhöhungen, Ab-
schafung von kostenlosen 
Pendlerparkplätzen – das 
ist nur ein Teil der Angrife, 
die die de-facto Rot-Blaue 
Koalition in Linz beschlos-
sen hat. Auf der anderen 
Seite stehen Budgeterhö-
hung für „Werbung & Re-
präsentation“ (Empfän-

ge und Plakatkampagnen 
für PolitikerInnen), Milli-
onenförderungen für Ein-
kaufszentren und Vereini-
gungen von Großkonzer-
nen wie dem „City-Ring“ 
in der Innenstadt. Unsum-
men ließen in die Kassen 
von Bauirmen, wie beim 
Prestigeprojekt „West-
ring“. Mit der Zerstörung 
vom Andreas-Hofer-Park 
zugunsten einer Tiefgarage 
bringen Rot-Blau ihre Ar-
roganz gegenüber Arbei-
terInnen und Jugendlichen 
auf den Punkt.

Rot-Blau in Linz: Größtes 
Kürzungspaket der Geschichte

Rot-Blau im Burgenland:
Kein „kleineres Übel“ zu Schwarz-Blau

Warum die SLP bei 
diesen Wahlen antritt

De
r S

ta
nd

pu
nk

t

Die Kürzung der Mindest-
sicherung macht ofen-
sichtlich, dass eine Rot-
Blaue Koalition nicht 

„Schlimmeres verhindert“. 
Asylberechtigte bekom-
men ca. €320/Monat, plus 
einem willkürlich (nicht) 
vergebenen „Integrati-
onsbonus“. Für Familien 
wird eine Deckelung von 
€1.500/Monat eingeführt, 
die besonders Alleiner-
zieherInnen trift. Die 
Maßnahme ist eine Kopie 
der in OÖ von Schwarz-
Blau beschlossenen Kür-

zung.Der SPÖ-Soziallan-
desrat Darabos ist bei der 
Kürzung „stolz, dass die 
ÖVP da mitgeht“ und im 
Landtag zustimmt. Auch 
geplant, aber nach öfent-
lichem Aufschrei abge-
blasen, wurde der Selbst-
behalt für eine Einglie-
derungshilfe in die Schu-
le. Die Maßnahme hätte 
besonders Eltern beein-
trächtigter Kinder getrof-
fen – genau wie die teil-
weise Rückzahlung von 
Plegegeld, die aber beste-
hen bleibt. 

SPÖ-Kanzler Vranitzky er-
klärte 1986, dass eine Ko-
alition mit der FPÖ ausge-
schlossen ist. Mit linker Po-
litik hatte das aber wenig zu 

tun: schon die Gründung 
des FPÖ-Vorgängers „VdU“ 
wurde mit Geldern der So-
zialdemokratie unterstützt, 
um das bürgerliche Lager zu 
spalten (tatsächlich verlor 
die SPÖ dann selbst Manda-
te an den VdU). Auch in eine 
Regierung kam die FP erst-
mals dank der SPÖ. Unter 
Vranitzkys Obmannschaft 
entwickelte sich die SPÖ zu 

einer bürgerlichen Partei. 
Das bedeutete Kürzungspa-
kete, Privatisierungen, EU-
Beitritt und Hexenjagden 
gegen Linke. Enttäusch-

te WählerInnen der frühe-
ren ArbeiterInnenpartei ga-
ben von nun an der FPÖ ih-
re „Proteststimme“. 

Mit der Wirtschaftskrise 
brauchen die Herrschenden 
Sündenböcke für soziale 
Probleme, damit ihr Reich-
tum unangetastet bleibt. Sie 
inden sie in Flüchtlingen. 
SPÖ-PolitikerInnen wol-
len an der Macht bleiben, 

ihre Privilegien behalten. 
Sie machen den Rechtsruck 
mit und setzen rassistische 
Politik um, bis hin zu Ab-
schiebungen in Kriegsge-
biete. Das Ende der „Vra-
nitzky Doktrin“ ist reine 
Formsache. Auch Vranitzky 
selbst gibt der Zusammen-
arbeit mit den blauen wie-
der seinen Segen. Die Fol-
ge ist, dass die FPÖ zu 100% 
salonfähig gemacht wird.

Das stärkt das Selbstbe-
wusstsein faschistischer 
Kräfte. Nazis und „Iden-
titäre“ werden ofensiver. 
Das heißt, dass Menschen 
verletzt werden oder sogar 
sterben werden. Notwen-
dig ist eine neue Linke Kraft 
mit sozialem Programm, 
die das Vakuum, das die 
SPÖ hinterlassen hat, füllt 
– und den Rechtsextremen 
den Kampf ansagt. 

 Flo Klabacher

Das Ende eines Grundprinzips 
ist eine reine Formsache – 
so sieht Sozialdemokratie 
im 21. Jahrhundert aus.

Kern: Freie Bahn für Rot-Blau
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Zwanzig Jahre nachdem et-
wa 650.000 Österreiche-
rInnen ihre Unterschrift 
für gleiche Rechte gaben, 
gibt es ein neues Frauen-

volksbegehren. Die Forde-
rungen sind großteils die-
selben: Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit, ein Min-
desteinkommen, Zugang 
zu Kinderbetreuungsplät-
zen usw. Das waren auch 
schon 1997 wichtige he-
men. Ergänzt wurden die-
se um Punkte wie einen si-
cheren, kostenlosen Zugang 
zu Verhütungsmitteln und 
Abtreibung, bessere Auftei-
lung der unbezahlten Arbeit 

und dem Loswerden kon-
struierter Rollenklischees. 
All dies sind richtige For-
derungen – doch wie und 
mit wem können wir sie 

erkämpfen?Für die Initia-
torinnen ist auch eine Frau-
enquote in Aufsichtsräten 
entscheidend, die „Diver-
sität“ bei Entscheidungs-
indungen entstehen lassen 
soll. Was dabei nicht be-
achtet wird, ist, dass Frau-
en in Führungspersonen 
nicht unbedingt für eine 
fortschrittlichere Frauen-
politik eintreten. Unter den 
UnterstützerInnen inden 
sich etwa auch die ehema-

lige Wiener Gesundheits-
stadträtin Sonja Wehsely, 
die für Kürzungen in Spi-
tälern hauptverantwort-
lich ist. Das ist ein Arbeits-

bereich, in dem vor allem 
Frauen arbeiten. Sie sind es 
meist auch, die die gekürz-
ten Stellen im Privaten aus-
gleichen müssen. Verbesse-
rungen erreichen wir nicht 
im Bündnis mit denen, die 
für Verschlechterungen 
verantwortlich sind!Auch 
das Mittel des Volksbegeh-
rens als politisches Instru-
ment ist zu hinterfragen: So 
gut wie keine Forderungen 
des Frauenvolksbegehrens 

vor 20 Jahren wurden von 
der Regierung erfüllt. Eher 
gab es Verschlechterun-
gen und Einschnitte in die 
Rechte von Frauen. Frau-
enrechte können durch die 
Organisierung von breiten 
Schichten der Bevölkerung 
erkämpft werden. Das zei-
gen aktuelle Beispiele in Ir-
land, Polen oder den USA. 
Dort setzten sich Tausen-
de Frauen und solidarische 
Männer in Bewegung - mit 
Aktionen, Demonstratio-
nen und Streiks. Tausende 
Menschen haben bis jetzt 
das Volksbegehren unter-
zeichnet. Das ist ein gu-
ter erster Schritt. Aber nun 
braucht es eine Kampagne, 
die Bewegungen anstößt 
und neue Strukturen auf-
baut, um ein starkes poli-
tisches Druckmittel zu ha-
ben! 

Theresa Reimer

Oiziell will sie nichts 
mit ihr zu tun ha-
ben und während des 
Wahlkampfes wurde 
jede Verbindung ab-
gestritten. Die Rede ist 
von der FPÖ und der 
rechtsextremen iden-
titären Bewegung (IB). 
Die Realität sieht aber 
anders aus. 

Schon 2010 kandi-
dierte Alex Marko-
vic, Mitbegründer der 
IB, für die FPÖ. Stra-
che teilt auf Face-
book Aktionen der IB 
und ließ sich 2015 ge-
meinsam mit führen-
den Mitgliedern der 
IB in einem Lokal ab-
lichten. 2016 gab es ei-
nen Übergriff auf den 
Rektor der Uni Kla-
genfurt. Daran be-
teiligt war Luca Ker-
bl, bis vor der Aktion 
FPÖ-Bezirksobmann 
und ehemaliger FPÖ-
Gemeinderat. Kerbl ist 
nun Leiter der IB Stei-
ermark. Der Ex-Chef 
der IB Salzburg, Edwin 
Hintsteiner, engagier-
te sich früher beim 
FPÖ-Jugendverband 
RFJ, der gute Kontakte 
zu der IB pflegt. So ar-
beiteten etwa der RFJ 
und die IB offiziell an 
einer Kampagne na-
mens „der große Aus-
tausch“. Der RFJ Bur-
genland lädt die IB re-
gelmäßig zu sich ein. 
Am Kongress „Ver-
teidiger Europas“, der 
offiziell nicht von der 
IB organisiert wurde, 
die aber durch mehre-
re Aufsteller sehr gut 
vertreten war, trat der 
FP–Stratege Kickl auf. 
Auch in Wiener Neu-
stadt hieß der FPÖ-
Vizebürgermeister bei 
einer Anti-Asyl Ver-
anstaltung die IB of-
fiziell „herzlich will-
kommen“. In Wien 
tritt mit Bernadette 
Conrads eine IB-Akti-
vistin für die FPÖ bei 
den Gemeinderats-
wahlen an. FPÖ Ge-
mei nderatska nd idat 
Sickl tritt als Vermitt-
ler zwischen FPÖ und 
IB auf, indem er Kon-
ferenzen organisiert. 
Außerdem vermietet 
er der IB in Graz ein 
Büro.                       

Der rechte Rand

1997 gab es schon ein-
mal ein Frauenvolksbe-
gehren mit 11 essenzi-
ellen Forderungen. Nur 
2 wurden erfüllt. Pro-
minente Unterstützung 
von SPÖ und Grünen ist 
mehr als heuchlerisch: 
sie sind es, die Gesund-
heitsreformen durchbo-
xen und als persönliche 
Erfolge feiern, obwohl 
diese zu Kürzungen und 
Verschlechterung in ty-
pischen "Frauenberufen" 
führen.

www.standard.at 

Typische "Frauenberufe" im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich sind seit der Schaf-
fung dieser Arbeitsplätze 
unterbezahlt und es wird 
nicht besser. Die Angehöri-
genplege wird zumeist von 
Frauen erledigt. Zum ei-
nen, weil dies gesellschaft-
lich erwartet wird. Zum 
anderen, weil sie „eh we-
niger verdienen“. Dies sind 
nur 2 Erklärungen, warum 
in Österreich 568.000 (13%) 
Frauen von Einkommens-
armut betrofen sind.

www.armutskonferenz.at

Gewalt an Frauen in Ös-
terreich - lassen wir hier 
mal die Zahlen sprechen: 
3 von 4 Frauen werden 
sexuell belästigt. Jede 3. 
Frau wird Opfer von se-
xueller Gewalt. 42,8% 
leiden langfristig psy-
chisch oder physisch un-
ter den Folgen sexuel-
ler Gewalt. Nicht einmal 
jede 10. Vergewaltigung 
wird zur Anzeige ge-
bracht und nicht einmal 
jede 5. Anklage führt zur 
Verurteilung.

www.frauenberatung,at

"Erfolge im Nationalrat. Das 
hilft den Frauen." so beti-
telt die SPÖ ihre "Erfolgs-
liste" kürzlicher "Verbesse-
rungen". Stolz sind sie z.B. 
auf die "Bildungsreform" - 
denn nun können Schulen 
selbst entscheiden, wo sie 
kürzen wollen. Ohne Klas-
senschülerInnenhöchst-
zahl werden noch mehr 
SchülerInnen in einen klei-
nen Klassenraum gepfercht 

– so werden Bildungschan-
cen für Mädchen und Frau-
en verbaut.

Sarah Krenn

Frauenpolitik der etablierten Parteien in Österreich:
Die wahre „Erfolgsgeschichte“

Unterschriften sind nicht genug - 
Breiter Widerstand von unten kann 
Verbesserungen erkämpfen.

Frauenvolksbegehren 2.0 ?-  Neue Bewegung!
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Was rund um den Kollek-
tivvertrag (KV) im grafi-
schen Gewerbe passiert, 
ist ein Vorbote für das 

zukünftige Vorgehen ge-
gen ArbeiterInnenrech-
te. Weil dem Verband 
„Druck und Medientech-
nik“ (für das Ausver-
handeln des KVs zustän-
dig) die Bestimmungen 
des Lohn- und Soziald-
umping-Bekämpfungs-
gesetzes nicht passen, 
kündigen sie den ältes-
ten KV Österreichs auf. 
Die KVs sollten von Lan-
deswirtschaftskammern 
abgeschlossen werden. 

Für die KollegInnen be-
deutet das massive Ver-
schlechterungen - und 
einen Wettbewerb nach 

unten zwischen Bundes-
ländern bei Lohn und 
A r b e i t s b e d i n g u n g e n . 
Den „ArbeitgeberInnen“ 
geht es darum, ihre Pro-
fite in wirtschaftlich un-
sicheren Zeiten durch 
den Abbau von Arbeit-
nehmerInnenrechten zu 
sichern. Ein ähnliches 
Vorgehen der Bosse ha-
ben wir dieses Jahr auch 
beim Werbe-KV gesehen. 
Die Chefetagen der Kon-
zerne, Wirtschaftskam-

mer (WKO) und Indust-
riellenvereinigung haben 
genug davon, dass Arbei-
terInnen in Österreich 
noch begrenzt durch 
Kollektivverträge und 
A rb eit s s chut zb e st i m-
mungen geschützt wer-
den. Sie blasen zum An-
griff auf zentrale Errun-
genschaften der Arbeite-
rInnenbewegung.

Dagegen müssen wir uns 
entschlossen wehren. 
Dass immer mehr Be-
schäftigte dazu bereit 
sind, zeigt eine wüten-
de Protestaktion der Ge-
werkschaft vor der WKO. 
Etwa 400 KollegInnen 
demonstrierten gegen die 
Abschafung ihres Kol-
lektivvertrages. Aber 
dieses Mal beließ man es 
nicht beim Herumste-
hen vor der Türe. Als Ge-

werkschaftsfunktionä-
rInnen das Gebäude be-
traten, um Forderungen 
zu übergeben, entschlos-
sen sich spontan mehre-
re Dutzend KollegInnen, 
der Wirtschaftskammer 
auch persönlich ihre Wut 
zu zeigen und strömten 
in das Gebäude. Im An-
schluss musste die Poli-
zei Sperrketten vor der 
WKO aufziehen. Die Wut 
der KollegInnen, die sich 
hier entladen hat, muss 
in Zukunft aufgegriffen 
werden. Wir müssen uns 
an der Basis organisie-
ren, um so die Gewerk-
schaftsspitze zu ent-
schlossenen Maßnahmen 
zu drängen. Wie diese 
aussehen könnten, zeigt 
ein Demoschild bei der 
Kundgebung: „Streik, 
Yes we can“. 
  Christoph Glanninger

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Wenn alle führen-
den Manager- und Fi-
nanzblätter von Han-
delsblatt bis Financial 
Times sorgenvoll über 
einen Streik in der Slo-
wakei berichten, dann 
muss es um etwas 
Wichtiges gehen. 

Auf den Streik der 
12.000 slowakischen 
VW-ArbeiterInnen in 
Bratislava Ende Ju-
ni trift das auf jeden 
Fall zu. Sechs Tage lang 
kämpften sie für ei-
ne Lohnerhöhung. Das 
Ergebnis kann sich se-
hen lassen. 14% mehr 
Lohn haben die Kol-
legInnen erstreikt. 
Das VW-Management 
wollte nur 8% herge-
ben. Die ursprüngli-
che Forderung der Ge-
werkschaft lag bei 16% 
mehr Lohn. 

Das ist ein histori-
sches Ereignis. Seit Zu-
sammenbruch des Sta-
linismus hat es in der 
Slowakei einen solchen 
Streik nicht gegeben. Im 
Gegenteil: Die europä-
ische Automobilbran-
che sah in dem Land ein 
Billiglohnparadies, mit 
dem sich auch die Löh-
ne in Deutschland und 
Österreich hervorra-
gend drücken ließen. 

Jetzt befürchten die 
Bosse weitere Arbeits-
kämpfe. Die slowa-
kischen ArbeiterIn-
nen haben eine gu-
te Ausgangslage. Dau-
ernd werden weitere 
Fabriken eröfnet, Ar-
beitskräfte werden ge-
sucht. Doch während 
ein deutscher Autobau-
er rund 4.200 Euro im 
Monat verdient, liegt 
der Lohn in der Slowa-
kei bei 1800 Euro. Das 
wollten die KollegIn-
nen nicht mehr hin-
nehmen. 

Der Streik wurde ak-
tiv geführt. Tausende 
ArbeiterInnen betei-
ligten sich an Kundge-
bungen vor den Fabrik-
toren. Dieses Beispiel 
sollte auch hierzulande 
Schule machen. Nicht 
wahr, liebe GPA.djp und 
Pro-Ge?

Drucker machen Druck!

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

You‘ll Never Walk Alone Again! - 
Europa-Kongress der HafenarbeiterInnen
Am 8. und 9. Juni fand in 
Koper (Slowenien) der eu-
ropäische Kongress des In-
ternational Dockworkers 
Council (IDC) statt, an dem 
auch zwei AktivistInnen 
der SLP teilnahmen. Der 
IDC ist ein internationa-
ler Gewerkschaftsverband 
von HafenarbeiterInnen 
mit über 100.000 Mitglie-
dern. Im Gegensatz zu vie-
len anderen Gewerkschaf-
ten ist der IDC demokra-
tisch organisiert. Es wird 
nicht gezögert, zu Streiks 
und anderen kämpferi-

schen Aktionen zu grei-
fen. „Hoch die interna-
tionale Solidarität“ wird 
nicht als leere Phrase gese-
hen, sondern in der Praxis 
gelebt. Kommt es in einem 
Hafen zu einem Arbeits-
kampf, organisiert der IDC 
Solidaritätsaktionen, von 
Protestschreiben bis hin zu 
Solidaritätsstreiks.

So wurde auf dem Kon-
gress ein Aktionstag am 
29. Juni geplant, an dem 
in ganz Europa in meh-
reren Häfen die Arbeit für 
zwei Stunden niedergelegt 

wurde. Dies geschah, um 
gegen die neoliberale Poli-
tik der EU zu demonstrie-
ren und in Solidarität mit 
den HafenarbeiterInnen in 
Spanien, wo tausende Jobs 
bedroht sind und mehre-
re Häfen vor der Privatisie-
rung stehen.

Der IDC zeigt, dass Ge-
werkschaften erfolgreich 
sein können. Sie müssen 
dafür demokratisch orga-
nisiert sein und nicht vor 
kämpferischen Aktionen 
zurückschrecken!

Nicolas Prettner

Gegen die Zerschlagung 
von Kollektivverträgen in 
die Offensive gehen!
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Am 30.6. startete unser 
Event aus der „Welt zu 
gewinnen“-Reihe. Wie 
schon zuvor auch die-
ses Mal wieder ein großer 
Erfolg: Am Abend gab es 
eine Diskussion zur neu-

en Plattform „KPÖ Plus“ 
und der Kulturkeller der 
„Alten Welt“ war kom-
plett ausgelastet. Als SLP 
argumentierten wir für 
ein kämpferisches lin-
kes Bündnis, bei dem 
verschiedene Kräfte und 
neue AktivistInnen auf 
Augenhöhe zusammen-
arbeiten. 

Doch das ist nicht der 
Ansatz von „KPÖ Plus“, 

wie sich in der Debatte 
zeigte.

Am nächsten Morgen ging 
es gleich weiter im Ju-
gendzentrum StuWe. In 
Workshops diskutierten 

wir verschiedene The-
men: z.B. wie man ei-
ne Kampagne hochzieht, 
oder über die Rolle der 
Gewerkschaften im Ge-
sundheitsbereich. Auch 
die Russische Revolution 
war Thema: Anlässlich 
des 100. Jubiläums setz-
ten wir uns mit den mas-
siven Verbesserungen für 
Frauen und LGBTQI-Per-
sonen in der revolutionä-

ren Phase auseinander. 
Damals wurden Frei-
heiten und Rechte er-
kämpft, die heute selbst 
in den fortschrittlichsten 
Ländern nicht existieren.
Abschließend wurde die 

Arbeit des Committee for 
a Worker´s International 
(CWI) vorgestellt. Wir 
diskutierten die Fort-
schritte unserer Schwes-
terorganisationen, wie in 
den USA. Abschließend 
ließen wir den Abend ge-
meinsam mit Aktivis-
tInnen gemütlich bei ein 
paar Kaltgetränken aus-
klingen.

Alec Jakolic

Eine Welt gewonnen in Linz

Volles Haus beim zweitägigen 
Diskussionsevent der SLP.

Der Christopher Street Day 
(CSD) gedenkt des ers-
ten großen Aufstands von 
LGBT+ Personen in New 
York 1969. Auch dieses 
Jahr fanden weltweit Pri-
de-Paraden statt.

In Österreich wurde 
erstmals auch in Linz ei-
ne Pride veranstaltet. Or-
ganisiert wurde sie vom 
Bündnis „Linz gegen 
Rechts“. Die SLP spiel-
te dabei eine maßgebli-
che Rolle: so mobilisier-
ten AktivistInnen unter 
anderem vor Schulen und 
Bars für das Event. Und 
auch die Pride selbst wur-
de nicht zuletzt wegen der 
Intervention des SLP-Blo-
ckes zu einer lauten, po-
litischen Demonstrati-
on, die gegen Homophobie 
und Sexismus protestierte 
und für Geschlechterviel-
falt und frei ausgelebte Se-
xualität eintrat.

Mit Demosprüchen wie 
„Was bedeutet Schwarz 
und Blau – Sexismus und 
Sozialabbau“ und „Racist, 
Sexist, Anti-Gay – Detlef 
Wimmer go away“ wurde 
gezielt die Schwarz-Blaue 
Landesregierung angegrif-
fen. Ihre diskriminieren-
de Politik und Sozialabbau 
trift besonders Minder-
heiten wie LGBT+ Personen. 
Aber auch SPÖ & Co setzen 
dem letztlich nichts entge-
gen.

Am Tag der Pride in Wien 
trafen sich religiöse Funda-
mentalisten und Rechtsex-
treme erneut beim „Marsch 

für die Familie“. Sie woll-
ten gegen LGBT+ Perso-
nen, Frauenrechte, selbst-
bestimmte Sexualität und 
Geschlechtervielfalt het-
zen. In den letzten Jah-
ren haben sich auch immer 
wieder PolitikerInnen von 
ÖVP und FPÖ daran betei-
ligt.

Die SLP organisierte, wie 
schon seit Jahren, eine Ge-
gendemonstration als Ant-
wort gegen diesen Auf-
marsch von SexistInnen 
und homophoben Funda-
mentalistInnen. Dies ist 
vor allem angesichts des 
Rechtsrucks in Österreich 
sehr wichtig: Rechtsextre-
me werden immer selbst-
bewusster und immer öfter 
werden LGBT+ Personen, 
Frauen und MigrantInnen 
auf ofener Straße ange-
grifen. Gleichzeitig gibt es 
noch immer die alltägliche 
Diskriminierung am Ar-
beitsplatz, bei der Arbeits-
suche, in der Ausbildung 
und im Alltag. Die Gegen-
aktion der SLP war nicht 
nur vor Ort erfolgreich, 
sondern erregte auch die 
mediale Aufmerksamkeit 
des ORF.

Wir werden auch wei-
terhin die diskriminie-
rende Politik der etablier-
ten Parteien wirklich aktiv 
bekämpfen. Hilf uns, eine 
starke linke und antikapi-
talistische Kraft aufzubau-
en, die Homophobie und 
spalterischer Hetze ent-
schlossen entgegentritt!

Celina Brandstötter

We Are Queer and 
We Will Fight!

Keine Profite mit der Miete!
Diese Forderung war bei der 
Aufbruch-Demo  am 1. Juli 
in Wien immer wieder laut 
zu hören. SLP- & Aufbruch-
AktivistInnen übernahmen 
den Hauptteil der Mobili-
sierung, Organisation und 
Moderation. Zusammen mit 
anderen Gruppen der Platt-
form Wohnen (u.a. KPÖ 
und  autonome Initiativen) 
zogen die AufbrecherInnen 
vom Westbahnhof durch 
die Wohnbezirke zum Yp-
penplatz und machten 
mit 200 Leuten ordentlich 
Stimmung. Die Reaktionen 

der AnwohnerInnen waren 
sehr positiv; es wurde dis-
kutiert und einige schlos-
sen sich sogar spontan der 
Demo an.

Die steigenden Mieten be-
trefen besonders Leute mit 
niedrigem Einkommen. Sie 
geben mittlerweile durch-
schnittlich fast die Hälfte 
ihres Einkommens für Mie-
te aus. Dagegen helfen keine 
2 ½ Gemeindewohnungen: 
wir brauchen den Bruch 
mit der brutalen Marktlo-
gik und eine echte soziale 
Wohnbauofensive!

Termin des Monats

Welche bessere Möglichkeit, sich auf einen heißen 
Herbst vorzubereiten, gibt es, als mit SozialistInnen 
am See zu diskutieren und Kampagnen zu planen? 
Wieder organisiert die SLP in Kärnten/Koroška ein 
Sommercamp. Neben inhaltlichen Arbeitskreisen mit 
internationalen Gästen wird es viel Zeit geben, den 
Sommer in netter Gesellschaft und mit zahlreichen 
Freizeitangeboten zu genießen!
SLP-Sommercamp: 20.-27.08.2017
Anmeldung und Infos unter: till@slp.at

Das Sommercamp der SLP
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Es hat sich über die Jahre 
weltweit herumgespro-
chen, dass die Austragung 
Olympischer Spiele kei-
neswegs zur Verbesserung 
der sozialen Lage der Be-

völkerung führt. Auch der 
Sport wird durch den Ka-
pitalismus ver- und ent-
wertet. In Schweden, der 
Schweiz und Deutsch-
land haben sich Mehrhei-
ten gegen die jeweiligen 
Olympia-Bewerbungen 
gewandt. Es scheint nun 
auch in Tirol die Oppositi-
on in der Bevölkerung ge-
gen die Bewerbung 2026 
Fahrt aufzunehmen.

ÖVP-Landeshauptmann 
Platter merkt bereits, dass 
es eng wird. Er kommt um 
eine Abstimmung wohl 
nicht herum. Die Stim-
mung widerspiegeln dürf-

te auch die Stellungnah-
me der „Liste Fritz“ - ei-
ner ÖVP-Abspaltung, die 
Opposition spielt und der 
man schwerlich system-
kritische Meinungen un-
terstellen kann. Doch sie 
muss scheinbar zu gera-
dewegs sozialrevolutio-
nären Tönen greifen, um 
punkten zu können. So ist 
zu lesen: „... Solange in den 
Plegeheimen das Geld für 

genug Personal für die al-
ten Menschen fehlt und so-
lange 132.000 Tiroler, da-
runter 39.000 Kinder, ar-
mutsgefährdet sind und so-
lange sich tausende Tiroler 

mit den niedrigsten Ein-
kommen bei den gleich-
zeitig höchsten Kosten fürs 
Wohnen und Leben her-
umschlagen müssen, pas-
sen und gehören Olympi-
sche Spiele nicht nach Tirol. 
…“ Selbst auf die negativen 
ökologischen Folgen wird 
an anderer Stelle hingewie-
sen.

Die Benennung der wirk-
lichen Probleme (Armuts-

gefährdung, Niedrigein-
kommen) weist auf den 
vorhandenen Unmut hin; 
doch es braucht mehr: eine 
Bewegung von unten, die 
solchen Zuständen UND 
dem zugrunde liegenden 
System den Kampf ansagt. 
ArbeitnehmerInnen, Er-
werbsarbeitslose und Ju-
gendliche, egal welcher 
Herkunft, könnten in Tirol 
eine solche Kampagne mit 
klaren sozialen Forderun-
gen und Zielen entwickeln 
und so dem gesamten Po-
lit-Establishment (inkl. 
seiner Schein-Opposition) 
eine Alternative entgegen-
stellen. Eine Abfuhr in der 
Olympia-Frage für Plat-
ter & Co. wäre ein erster 
Schritt. Vielleicht möch-
ten LeserInnen dieser Zei-
tung in Tirol dies mit uns 
gemeinsam versuchen?

Franz Neuhold
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Was tut eine Partei, de-
ren kultureller Hori-
zont bei Hundebildern 
und dem Christkindl en-
det, wie diverse Titelblät-
ter der Partei-Zeitschrift 
"Uhrturm" nahelegen? 
Sie setzt deren Chefre-
dakteur Ernst Brandl in 
den Aufsichtsrat des Kul-
turfestivals "Steirischer 
Herbst".

Erinnern wir uns „bes-
serer Zeiten“: 1998 hat 
Christoph Schlingensief 
Obdachlose aus ganz Eu-
ropa eingeladen, in der 
‚Sandlerhauptstadt‘ Graz 
einen Wettbewerb ab-
zuhalten. Der 2010 ver-
storbene Künstler wür-
de wohl im Grab rotie-
ren, wenn er mitbekä-
me, welche Figuren nun 
jenes Projekt mitbestim-
men, welches in der Ver-
gangenheit mit wohltu-

enden und angemesse-
nen Angrifen gegen die 
herrschenden Verhält-
nisse, rechte Geschichts-
klitterung, die "Normali-
tät" der Armut sowie zum 
Elend der menschlichen 
Existenz ("Sex und To-
dessehnsucht, Kunst und 
Krieg, Kafee und Ku-
chen" (c) Werner Schwab) 
schockierte. Apropos 
Elend: Brandl gehört zur 
Riege um den deutsch-
nationalen Vorbeter An-
dreas Mölzer. Deren ideo-
logische Ausdünstun-
gen enden des Öfteren 
im Schönreden der Nazi-
Zeit. Selbst Vertreter der 
steirischen Kirchen kri-
tisieren das Schmuddel-
blatt angesichts rassisti-
scher "Berichterstattung" 
über Flüchtende.

Doch richtig gute Kunst 
ist ohnehin jene, die nicht 
geordneten Bahnen folgt, 
eine heile Welt vorspielt 
oder rückschrittliche 
Wahnvorstellungen ze-
mentiert. Somit wer-
den wir hofentlich auch 
dann entsprechende Ak-
tionen und Performances 
erleben dürfen - selbst 
wenn Brandl auf die Idee 
käme, landesweit ein Le-
ni-Riefenstahl-Festi-
val zu organisieren. Und 
nebenan vielleicht eine 
Hunde-Schau?

Rote 
Seitenblicke 

20 Jahre Harry Potter: Rowling vs. Dumbledore
Millionen inspirierte J.K. 
Rowling mit ihren Harry 
Potter-Büchern. Für vie-
le ist sie ein Vorbild. Sie 
gilt als eine der reichsten 
Frauen der Welt. Auch 
auf Twitter ist sie stets 
tätig. Dort äußert sie 
sich nicht nur zu alltäg-
lichen Dingen, sondern 
beteiligte sich auch an 
der Hetzjagd gegen den 
linken Labour-Vorsit-
zenden Jeremy Corbyn: 

„Corbyn ist nicht Dumb-
ledore. Ich vergaß, dass 
Dumbledore Hogwarts 
zerstörte, sich geweigert 

hat zurückzutreten und 
dann in den Wald lief 
um Reden vor wütenden 
Trollen zu halten“. 

Immer wieder postet sie 
gegen Corbyn. Auch 
schrieb sie, dass er La-
bour auslöschen wol-
le. Zu den Beiträgen äu-
ßerte sich auch Frank 
Field, ein Parlamentari-
er des rechten Labour-
Flügels: Er bedankte sich 
bei ihr für ihren „gesun-
den Realitätssinn“. Cor-
b y n - U n t e r s t ü t z e r I n -
nen waren nicht erfreut. 

Rowling äußerte sich 
dazu: „Ich gehe nirgend-
wohin! Ein kleiner Fakt 
über die schmutzigen 
bürgerlichen neolibera-
len Zentristen. Wir sind 
härter als ihr denkt ;)“. 

Ihre Bücher bestärken Ju-
gendliche darin, sich ge-
gen Unterdrückung zu 
stellen, auch wenn es aus-
sichtslos erscheint. Row-
lings eigene Politik passt 
nicht zu dem rebellischen 
Geist der Bücher. 
Ridiculus!

 Nadine Zalto

Olympia wird die Profite einiger Weniger
ankurbeln. Der „öffentlichen Hand“ 
bleiben immerhin die Schulden.

Antikapitalismus statt „Tirolympia“!



Vor New York erhebt sich 
die Freiheitsstatue. Sie 
trägt die Inschrift: „Gebt 
mir eure Müden, eure Ar-
men / Eure geknechteten 
Massen, die sich danach 
sehnen, frei zu atmen“ Die 
Worte stammen von der 
Dichterin Emma Lazarus. 
Sie drückte damit ihre So-
lidarität mit den Flücht-
lingen aus, die Ende des 19. 
Jahrhunderts in die Ver-
einigten Staaten kamen. 
Heute verbietet US-Präsi-
dent Trump Menschen aus 

muslimischen Ländern 
die Einreise und will eine 
durchgehende Mauer an 
der mexikanischen Gren-
ze errichten.

Bei einem Telefonge-
spräch gratulierte er dem 
philippinischen Präsiden-
ten Rodrigo Duterte: „Sie 
machen einen sagenhaften 
Job!“ Gemeint sind damit 
Dutertes Todesschwadro-
nen, die im sogenannten 
„Krieg gegen Drogen“ seit 
2016 Tausende Menschen 

in den Philippinen ermor-
det haben. 

Dass Trump und Duter-
te sich gut verstehen, ver-
wundert nicht. Doch die 
europäischen Regierun-
gen sind um keinen Deut 
besser. Menschen liehen 
nach Europa vor Krieg 
und Terror. Sie liehen aus 
Ländern, in denen loka-
le Mörderbanden und Re-
gimes, sowie imperialisti-
sche Kräfte – von den USA 
bis Russland - um poli-
tischen Einluss und den 

Zugang zu Rohstofen und 
Absatzmärkten kämpfen. 
Sie liehen vor Terrorgrup-
pen wie Al Shabaab, Bo-
ko Haram, Al Quaida oder 
dem IS – Kräfte, die sich 
durch Wafen und Logistik 
der Weltmächte aufbauen 
konnten. Wer nach Europa 
liehen will, wird auf ofe-
ner See dem Tod überlas-
sen, in den Tod abgescho-
ben, oder in „Aufangla-
gern“ (z.B. in Nordafrika) 
gefangen gehalten wer-
den. Die italienische Re-

gierung will Flüchtlings-
boote von Häfen abwei-
sen. Die Friedensnobel-
preisträgerin EU verbietet 
es NGOs, Menschen aus 
dem Mittelmeer zu retten.

Hunderttausende Men-
schen protestierten in 
Hamburg genau gegen 
dieses mörderische Sys-
tem und seine Vertrete-
rInnen beim G20-Gipfel. 
Dort trafen sich nicht nur 
die Verantwortlichen der 
„demokratischen“ EU-

Länder, die den Massen-
mord im Mittelmeer or-
ganisieren. Zu ihnen zählt 
übrigens auch der franzö-
sische Präsident Macron. 
Er regiert im Ausnahme-
zustand und peitscht An-
grife auf Gewerkschafts-
rechte per Dekret durch. 
Auch der türkische Dik-
tator Erdogan, der die To-
desstrafe wieder einfüh-
ren will, war dabei. Na-
türlich auch Putin, der in 
Russland jede Oppositi-
on im Keim erstickt. Ein-

geladen, aber verhindert 
war auch der saudische 
König Salman, der mit Öl-
Milliarden Terrorismus i-
nanziert. Diejenigen, die 
gegen die Unterdrücke-
rInnen demonstrierten, 
blickten in die geladenen 
Maschinengewehre hoch-
gerüsteter Robocops. De-
monstrationen wurden 
verboten, JournalistIn-
nen behindert. Vereinzel-
te Plünderungen wurden 
zum Anlass genommen, 
Tausende zu kriminalisie-

ren. Die Medien blendeten 
die Gewaltorgien der Po-
lizei und das Blut an den 
Händen der G20 gehorsam 
aus.

Weitgehend unbeach-
tet von denselben Medi-
en ereignet sich in Nigeria, 
Südsudan, Somalia und 
Jemen die wahrschein-
lich größte Hungerskata-
strophe der Menschheit. 
Sie zeigt die Schrecken 
des Kapitalismus in grau-
samster Weise. Über 20 
Millionen sind vom Hun-

gertod bedroht, obwohl 
weltweit rund 10 Milli-
arden Menschen ernährt 
werden könnten. Mit den 
vom Hunger Betrofenen 
lässt sich jedoch kein Pro-
it machen, weshalb sie in 
diesem Wirtschaftssys-
tem auch nicht versorgt 
werden.

Die permanente, sich im-
mer mehr verschlim-
mernde Katastrophe, un-
ter der die Menschheit 
leidet, ist nicht das Pro-
dukt einzelner Verrück-
ter. Sie ist das Ergeb-
nis einer kapitalistischen 
Wirtschaftsweise. Die 
Proitinteressen Weniger 
werden gegen die Bedürf-
nisse Vieler mit aller Ge-
walt verteidigt. Und das, 
obwohl wir längst über 
die Mittel verfügen, um 
allen Menschen ein Le-
ben ohne Existenzangst 
und Armut auf nachhal-
tige Weise zu ermögli-
chen. Das Leid, welches 
wir tagtäglich am eigenen 
Leib oder über die Medien 
erfahren, beweist uns ei-
nes: Dieses System muss 
weg, wenn wir eine Zu-
kunft haben wollen. 

Lukas Kastner

Die Barbarei des Kapitalismus begegnet
uns auf Schritt und Tritt. 

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Krise, Krieg und Elend
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 F2017 ist die Kriegsgefahr 
in vielen Teilen der Welt 
wieder so gegenwärtig 
wie es viele nach dem 
Ende des kalten Krieges 
nicht mehr für möglich 
gehalten hatten. Mit dem 
Ukraine-Konlikt, dem 
Wettrüsten im Paziik, 
Nordkorea und dem 
Syrien-Konlikt gibt es 
gleich mehrere Regionen 
weltweit, in denen sich 
Supermächte gegen-
überstehen. Totgeglaubte 
Phänomene wie Putsch 
und politischer Mord 
in Regierungsauftrag 
sind wieder Teil der 
Nachrichten.
 FAuf den Philippinen zum 
Beispiel herrscht seit Mai 
2016 Präsident Duterte. 
Seit der demokratischen 
Wende von 1986 galten 
die Philippinen eigentlich 
als relativ stabiler Rechts-
staat, der neue Präsident 
Duterte hat aber selbst 
mit dem Schein dessen 
gebrochen. Sein „Krieg 
gegen Drogen“ kostete 
bereits ca. 7000 Menschen 
das Leben. Eine genaue 
Zahl ist nicht möglich, 
weil das Morden von meist 
völlig willkürlich ausge-
suchten Opfern gemäß des 
Präsidenten-Aufrufs „auf 
Sicht“ passiert. Todes-
schwadronen terrorisieren 
besonders die Armen-
Viertel. Zusätzlich gilt auf 
den Philippinen seit Mai 
2017 für ein Drittel des 
Landes das Kriegsrecht 
– oiziell, um gegen eine 
lokale Islamisten-Miliz 
zu kämpfen. Darunter 
leiden die Pressefreiheit 

und die Opposition 
aber landesweit.
 FDie Pressefreiheit 
verschlechtert sich auch 
im weltweiten Trend 
deutlich, so „Reporter 
ohne Grenzen“ (ROG) 
2017: Drastische Beispiele 
sind Russland oder 
Ägypten, aber auch in 
der EU sind mit Ungarn 
und Polen Länder, in 
denen sich die Lage für 
JournalistInnen extrem 
verschlechtert hat. Die 
Türkei hat sich in den 
letzten 12 Jahren um 
57 Plätze in der ROG-
Rangliste verschlechtert. 
Auch in Österreich 
werden JournalistInnen, 
zum Beispiel an der 
Berichterstattung bei 
Demonstrationen, durch 
die Polizei behindert 
oder das Asyl-Lager 
Traiskirchen mit Infor-
mationssperre belegt.
 FKurz nach Beginn der 
Wirtschaftskrise erhöhten 
sich die Anzahl und 
Intensität bewafneter 
Konlikte weltweit. Laut 
„Global Peace Index“ 
verdreifachte sich die 
Zahl der Kriegs-Toten 
von 2010 bis 2014. 2014 
war mit schätzungsweise 
113.000 das Jahr mit den 
meisten Kriegs-Toten 
seit dem kalten Krieg.
 FEntsprechend stieg auch 
die Zahl der Menschen auf 
der Flucht. Laut UNHCR 
waren es 2008 noch 25 
Millionen – 2016 bereits 54 
Millionen, inklusive derer, 
die innerhalb ihres Landes 
auf der Flucht sind. Das ist 
die höchste Zahl seit 1945.

Freiheit, Gleichheit, Brüder-
lichkeit – mit diesen Pa-
rolen eröfnete die Fran-
zösische Revolution 1789 
das bürgerliche Zeitalter. 
Menschenrechte wurden 
in Deklarationen festge-
schrieben. Demokratie 
und Freiheit sollten in eine 
leuchtende Zukunft füh-

ren. Heute sehen wir all 
diese Werte mit Füßen ge-
treten. Woran liegt das?

Das Wirtschaftssystem, 
dem die bürgerlichen Re-
volutionen zum Durch-
bruch verhalfen, ist der 
Kapitalismus. Das Bür-
gertum entstand als eine 
Gesellschaftsklasse von 
HändlerInnen und Be-
sitzerInnen von Arbeits-
stätten, in denen Arbei-
terInnen für sie arbeiteten 
– kurz: KapitalistInnen. 
KapitalistInnen müssen 
die Waren, die ihre Ar-
beiterInnen herstellen, 
am Markt proitabel ver-
kaufen. Mit diesem Proit 
können sie ihr Unterneh-
men größer und efektiver 
machen, um Konkurren-
ten am Markt zu verdrän-
gen. Das müssen sie auch, 
sondern gehen sie selbst 
unter. Daher der grundle-
gende Drang des Kapita-
lismus, zu wachsen, neue 
Märkte zu schafen. 

Von Anfang an stand 
diese Freiheit der Waren 
im krassen Gegensatz zu 
den humanistischen Ide-
alen, die das Bürgertum 
entwickelte. Die Ausbrei-
tung der kapitalistischen 
Produktionsweise über 

den Erdball, war ein bru-
taler und blutiger Pro-
zess, der zahllose Opfer 
forderte. Es entstanden 
zwar bürgerliche, parla-
mentarische Demokrati-
en – doch das allgemeine 
und das Frauenwahlrecht 
mussten von unten, von 
der ArbeiterInnenklas-

se, gegen das Bürgertum 
erkämpft werden. Die 
höchste Aufgabe des bür-
gerlichen Staates war es 
von Anfang an, die Frei-
heit der KapitalistInnen, 
uns auzubeuten, zu ver-
teidigen.

Die kapitalistische Pro-
duktionsweise führt im-
mer wieder zu Krisen. In-
vestiert und produziert 
wird dort, wo kurzfris-
tig die höchsten Proite zu 
erwarten sind – bis in die-
sem Sektor zu viel Kapital 
angehäuft ist. Es kommt 
zu Überproduktion von 
Waren, die nicht mehr ge-
winnbringend verkauft 
werden können. In einer 
Wirtschaftskrise werden 
die Größenverhältnis-
se von Wirtschaftssekto-
ren wieder so zurechtge-
stutzt, dass die Proitma-
cherei von vorne losgehen 
kann. Dieses „Anglei-
chen“ hat für die Men-
schen katastrophale Fol-
gen: u.a. Arbeitsplatzab-
bau, Lohneinbußen und 
Kürzungen bei sozialen 
Leistungen – also Arbeits-
losigkeit, Armut und Ver-
elendung. Das sind kei-
ne rein wirtschaftlichen 
Prozesse, sondern eben-

so politische. In der Kri-
se werden die demokrati-
schen Spielräume kleiner. 
Die Interessen des Kapi-
tals und ihre politische 
Umsetzung müssen di-
rekter miteinander ver-
bunden werden. Die aktu-
elle Krise ist keine sekto-
rale, sondern eine funda-
mentale, die seit 10 Jahren 
zahllose Krisenherde ver-
eint und hervorbringt.

Die Parteien können an 
diese strukturelle wirt-
schaftliche Krise nicht 
mehr mit „normalen“ Me-
thoden herangehen. Ihre 
als „Reformen“ getarnten 
Kürzungspakete machen 
sie bei WählerInnen un-
beliebt und verkleinern 
die Chancen gewählt zu 
werden. Das führt zu ei-
ner Lähmung der großen 
Parteien: sie sind eng mit 
den staatlichen Struktu-
ren verwoben und kön-
nen es sich nicht leisten, 
aus Regierungen oder gar 
Parlamenten zu liegen. 
Eine solche Pattsituation 
führte nun auch zum Zu-
sammenbruch der öster-
reichischen Regierung. 
Gleichzeitig drängen die 
Unternehmen auf immer 
ofensivere Maßnahmen, 
um ihre Krise auf den Rü-
cken der Beschäftigten 
und Arbeitslosen abzu-
wälzen. Das parlamenta-
rische Geplänkel der eta-
blierten Parteien wird 
dabei immer mehr zum 
Hindernis. Die deutsche 
Kanzlerin Merkel erkann-
te dieses Problem, als sie 
forderte, die „parlamen-
tarische Mitbestimmung 
so zu gestalten“, dass sie 
„marktkonform“ ist.

Es ist eine doppelte Be-
wegung: der Staat geht 
auf das Kapital zu und 

Die moderne Barbarei

„Die bürgerliche Gesellschaft 
steht vor einem Dilemma: ...

Sozialismus
oder 
Barbarei
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Der französische Präsident Macron will seine Angrife 
auf die Rechte von Beschäftigten am Parlament vor-
bei entscheiden. Ein weiterer Politiker, der die bür-
gerliche Demokratie beschneidet. In der Terrorismus-
bekämpfung gehen die Regierung zur vermeintlichen 
Verteidigung „unserer bürgerlich-demokratischen 
Grundwerte“ durch die Ausschaltung ebendieser vor. 
Die bürgerliche Demokratie ist in der Krise. Die Wäh-
lerInnen misstrauen ihr  wird doch zunehmend deut-
lich, dass sie in der Praxis eine Demokratie der Rei-
chen und Mächtigen ist. Und den Herrschenden wird 
sie zunehmend lästig, weil zu träge und umständlich. 

Trotzki beschreibt 1932 in „Der einzige Weg“ das 
Verhältnis des Kapitals zur Demokratie in drei Etap-
pen: „den Anfang der kapitalistischen Entwicklung, 
als die Bourgeoisie zur Lösung ihrer Aufgaben revo-

lutionäre Methoden benötigte; die Blüte- und Reife-
periode des kapitalistischen Regimes, wo die Bour-
geoisie ihrer Herrschaft geordnete, friedliche, kon-
servative, demokratische Formen verlieh; endlich 
den Niedergang des Kapitalismus, wo die Bourgeoi-
sie gezwungen ist, zu Bürgerkriegsmethoden gegen 
das Proletariat zu greifen, um ihr Recht auf Ausbeu-
tung zu wahren.“  Die Blüte- und Reifeperiode mit ih-
rer bürgerlichen Demokratie galt und gilt keineswegs 
im Weltmaßstab - sondern im Wesentlichen für be-
stimmte Perioden in den entwickelten kapitalistischen 
Ländern. Dass sich der Kapitalismus schon länger in 
dieser Niedergangsphase beindet ist ofensichtlich. Er 
behindert die Entwicklung der Menschheit und stol-
pert von einer Krise in die nächste. Der „Luxus der De-
mokratie“ (Trotzki 1938 im Übergangsprogramm) wird 
für die Herrschenden zum Hindernis für die aus ihrer 
Sicht notwendigen Maßnahmen. 

Wenn auf der Basis des Wachstums der Wirtschaft 
auch für die Erhöhung des Lebensstandards der Massen 
was abfällt, stellt die bürgerliche Demokratie oft die für 
das Kapital günstigste Herrschaftsform dar. Man benö-
tigt keinen großen Repressionsapparat zur Unterdrü-
ckung. Zwar beschließt das Parlament auch gewisse 
Einschränkungen für die Herrschenden, doch es bleibt 
alles in einem vertretbaren, weil die Proite sichernden, 
Rahmen. Wenn das Erlangen dieser Proite schwe-
rer wird, weil die Märkte heißer umkämpft sind wie 
in der aktuellen Krise, dann brauchen die Herrschen-
den rasch Maßnahmen, die das jeweilige nationale Ka-
pital am Weltmarkt nach vorne katapultiert. Es ist al-
so notwendig, die Arbeitskraft billiger zu machen und 
eventuelle Proteste zu unterbinden. Die verschiedenen 
bürgerlichen Strömungen unterscheidet sich dabei nur 
unwesentlich. Von Rechtsextremen über Konservati-
ve, Liberale bis hin zu Sozialdemokraten: sie regieren 
mit Ausnahmezuständen, ungewählten Regierungen, 
überwachen uns, beschränken unsere Rechte…

Die bürgerliche Demokratie ist eine beschränkte. Als 
SozialistInnen verteidigen wir aber entschlossener als 
alle die Liberalen und „Demokraten“ die (beschränk-
ten) Errungenschaften der bürgerlichen Demokratie 
während wir gleichzeitig für die Überwindung der-
selben und den Ersatz durch echte, sozialistische De-
mokratie kämpfen. Das bedeutet die Verwaltung und 
Kontrolle der gesamten Wirtschaft und Gesellschaft 
durch alle - und nicht nur eine reiche Elite.

Sonja Grusch

Das schwierige Verhältnis von
 Kapitalismus und Demokratie

Marx aktuell

richtet seine Demokratie 
„marktkonform“ ein. Das 
Kapital andererseits ruft 
nach „Machern“ in der 
Politik. In solchen Situa-
tionen schlägt die Stun-
de der „Wirtschaftska-
pitäne“, die in die Poli-
tik gehen. Über Stronach 
konnten wir noch lachen. 
Über Trump immer we-
niger. Auch Millionen-
Manager und Finanzmi-
nister Schelling drückt 

diesen Typ in Österreich 
aus.

In Krisenzeiten muss 
das Kapital den Staat en-
ger an sich binden, weil 
es durch ihn seine Posi-
tion am Weltmarkt ge-
gen andere Kapitalien 
(und andere Staaten) ver-
teidigen kann. Das kann 
die Form von „Handels-
kriegen“ wie zwischen 
den USA und China an-
nehmen, aber auch die 
Form handfester bewaf-
neter Konlikte, etwa bei 
Stellvertreterkriegen wie 
in Syrien. Internationale 
Bündnisse wie die EU und 
sogar die NATO schlit-
tern in schwere Krisen – 
in der Krise sind sich alle 
KapitalistInnen und ihre 
Staaten selbst die Nächs-
ten.

Um möglichst erfolgreich 
bei der Eroberung äuße-
rer Märkte zu sein, müs-
sen die inneren Konlik-
te, die so eine autoritäre 
Politik hervorruft, klein 

gehalten werden. Zuerst 
wird mit „Sachzwang“ 
argumentiert: es ge-
he nun mal nicht anders. 
Man müsse sich den Lau-
nen der Wirtschaft un-
terwerfen, als wären sie 
Naturgesetze. Es geht um 
„Wettbewerbsfähigkeit“, 
um den „Standort“, den es 
zu verteidigen gilt. Des-
wegen muss zusammen-
gehalten werden - Nati-
onalismus und Rassismus 

haben hier die Funkti-
on, die tatsächlichen In-
teressensgegensätze zwi-
schen ArbeiterInnen und 
KapitalistInnen zu ver-
schleiern, um scheinba-
re Interessensgegensät-
ze zu konstruieren: nicht 
österreichische ChefIn-
nen und PolitikerInnen 
wären daran schuld, dass 
es zu wenig Arbeitsplät-
ze und Wohnungen gibt 
und Sozialleistungen ge-
strichen werden – son-
dern die Flüchtlinge. Es 
ist also kein Zufall, dass 
GroßkapitalistInnen wie 
Red-Bull-Mateschitz und 
PolitikerInnen etablier-
ter Parteien wie Kurz 
oder Doskozil sich im-
mer mehr anhören wie 
Rechtsextreme. Es ist die 
Konsequenz der bürger-
lichen Logik in Zeiten der 
kapitalistischen Krise.

So werden die Idea-
le der Aufklärung durch 
das Wirtschaftssystem, 
auf dem sie basieren, in 
ihr Gegenteil gewandt. 

Für den Großteil der Welt 
bedeutete der Kapitalis-
mus immer schon bru-
tale koloniale und impe-
rialistische Ausbeutung 
und Diktatur. Die letzte 
Wirtschaftskrise dieses 
Ausmaßes brachte in den 
1930er Jahren auch in den 
imperialistischen Zen-
tren Krieg und Faschis-
mus.

Die autoritären Ten-
denzen des Kapitals brin-
gen aber immer auch Ge-
gentendenzen mit sich. 
Weltweit wehren sich 
Menschen gegen den Ab-
bau demokratischer 
Rechte, gegen nationalis-
tische Hetze, gegen aktu-
elle und kommende Krie-
ge. In den letzten Jah-
ren haben wir auf jedem 
Kontinent Massenbewe-
gungen gegen Ausbeu-
tung und Unterdrückung 
gesehen. Diese Bewe-
gungen entwickeln sich 
nicht linear. Sie werden 
zurückgeworfen wie der 
Arabische Frühling, sie 
ebben ab wie die Protes-
te in Griechenland oder 
Spanien. Aber sie erhe-
ben sich immer wieder 
in neuer Form, die Leh-
ren der gescheiterten 
Versuche in sich aufneh-
mend. Das passiert, weil 
die Entwicklungen, die 
sie ausgelöst haben, wei-
tergehen, sich sogar noch 
verschärfen. Der Kapita-
lismus hat all seine Ver-
sprechungen verraten. Er 
hat uns nichts als Armut, 
Krise und Krieg zu bie-
ten. Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit kön-
nen nur mehr gegen ihn 
erkämpft werden – von 
denen, die von ihm un-
terdrückt werden.

Sebastian Kugler

Was tun?

... entweder Übergang zum 
Sozialismus oder Rückfall in die 
Barbarei.“ – Friedrich Engels
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Die Superreichen sind 
weltweit schon lange 
bestens vernetzt. Sie ha-
ben multinationale Kon-
zerne oder Organisati-
onen wie den IWF, der 
weltweit ihre neoliberale 
Politik durchpeitscht.

Wenn wir uns als Ar-
beitnehmerInnen, Frau-
en, LGBTQI+ Personen, 
MigrantInnen oder lin-
ke AktivistInnen gegen 
die Politik der Chefeta-

gen wehren wollen, dann 
brauchen wir unsere ei-
genen internationalen 
Organisationen.

CWI (englisch für Ko-
mitee für eine Arbeite-
rInnen-Internationale) 
will so eine Kraft auf-
bauen. In über 40 Län-
dern sind die Aktivis-
tInnen des CWI aktiv. 
Die SLP ist seine öster-
reichische Sektion. Die 
Organisationen des CWI 
verbinden marxistische 
Analyse mit einer flexib-
len Taktik, die der immer 
instabileren und unvor-
hersehbaren Entwick-
lungen des niedergehen-
den Kapitalismus Rech-
nung trägt.

Das zeigt sich zum Bei-
spiel in den USA. 2013 ge-
lang es der dortigen CWI-
Sektion Socialist Alterna-
tive, mit Kshama Sawant 
eine Sozialistin in den 
Stadtrat von Seattle zu 
schicken. Die Abgeordne-
ten des CWI geben sozia-
len Bewegungen auf der 
Straße und in Betrieben 
eine Stimme. So üben sie 
mit ihnen Druck auf die 
Herrschenden aus. In Se-

attle konnte so der höchs-
te Mindestlohn der Welt, 
15$ pro Stunde, erkämpft 
werden. Socialist Alter-
native war aktiver Teil 
der Bewegung rund um 
die Kampagne von Bernie 
Sanders. Die Kampagne 
begeisterte Millionen von 
linken Ideen. Doch Bernie 
weigerte sich, mit der Big 
Business- Partei der De-
mokraten zu brechen. So-
cialist Alternative kriti-
sierte das und setzte sich 
für eine unabhängige so-
zialistische Kraft ein. So 
konnte die Organisation 
hunderte AktivistInnen 
gewinnen, die jetzt den 
Widerstand gegen Trump 
organisieren. Die Großde-

monstrationen mit zehn-
tausenden TeilnehmerIn-
nen am Tag nach der Wahl 
Trumps wurden vom CWI 
organisiert.

Erfolge auf der Wahlebene 
kann man auch in Irland 
aufweisen. Mit 3 Abgeord-
neten sitzt das CWI als So-
cialist Party im Parlament. 
Der Versuch der irischen 
Regierung, eine unsozia-
le Wassersteuer einzufüh-

ren, führte zu Widerstand 
in der Bevölkerung. An-
ders als andere linke Par-
teien, die die Wassersteu-
er nur im Parlament kriti-
sierten, rief das CWI ofen 
zum Boykott der Steuer 
auf. 73% der IrInnen be-
teiligten sich am Boykott. 
Die Socialist Party ist nun 
die führende Kraft auf der 
Straße im Widerstand ge-
gen eine immer instabile-
re Regierung des Sozialab-
baus.

In Israel und Palästi-
na organisiert das CWI als 
einzige sozialistische Or-
ganisation in der Region 
Juden/Jüdinnen und Pa-
lästinenserInnen gemein-
sam im Kampf gegen die 

Gewaltspirale aus Besat-
zung, Unterdrückung und 
Terror. Die CWI-Sektion 
in Südafrika führte 2013 
Massenstreiks in den Pla-
tinminen des Lonmin-
Konzerns an. Ihre Akti-
vistInnen zählen zu den 
verdientesten KämpferIn-
nen der südafrikanischen 
ArbeiterInnenbewegung. 
Sogar in China ist das CWI 
unter den schwierigs-
ten Bedingungen gegen 
das Regime aktiv. Auch in 
Hong Kong hat das CWI ei-
ne Organisation. Sie bau-
ten in den letzten Jahren 
eine Gewerkschaftsstruk-
tur unter Flüchtlingen 
auf – es war diese Struk-
tur, die Edward Snowden 
half, unterzutauchen. Ei-
ne CWI-Aktivistin, selbst 
Flüchtling aus Indonesien, 
versteckte Snowden selbst 
vor den Behörden.

Längst sind andere Re-
volutionärInnen auf die 
Arbeit des CWI aufmerk-
sam geworden. In Brasili-
en fusionierten die Kräfte 
des CWI mit einer anderen 
sozialistischen Organisa-
tion. Nun sind sie dort die 
dynamischste Strömung 
der Linkspartei PSOL 
und in der ersten Reihe 
des Widerstands gegen de 
neoliberalen Putschisten 
Temer. Diesen Sommer 
fusioniert das CWI mit 
den Organisationen der 

Izquierda Revolucionaria 
(IR), in Spanien, Venezu-
ela und Mexiko. Nachdem 
sich IR von einer Dachor-
ganisation getrennt hat-
te, die den Marxismus auf 
dogmatische Weise ent-
stellt, näherte sie sich im-
mer weiter dem CWI an. 
IR organisierte erst kürz-
lich einen SchülerInnen-
streik in Spanien, an dem 
sich Hunderttausende be-
teiligten. So konnte ei-
ne autoritäre Schulreform 
gestoppt werden. Durch 
die Fusion wird die Zu-
sammenarbeit sozialisti-
scher Kräfte auf globaler 
Ebene entscheidend ge-
stärkt.

Wer der SLP beitritt, für 
uns spendet, unser Ma-
terial kauft oder die Vor-
wärts abonniert, unter-
stützt nicht nur die SLP. 
Überall auf der Welt sind 
die AktivistInnen des CWI 
aktiv. Werde auch du Teil 
des Widerstands gegen 
den Wahnsinn des Kapi-
talismus. Kämpfe mit uns 
für eine andere Welt, oh-
ne Ausbeutung und Un-
terdrückung. Eine Welt, 
in der die Bedürfnisse der 
Menschen zählen, und 
nicht die Proite von Kon-
zernen. Eine demokra-
tische und sozialistische 
Welt!

Manuel Schwaiger

 Was tun?

Sei Teil des 
internationalen 
Widerstands!

Das CWI kämpft auf der ganzen Welt 
gegen Ausbeutung und Unterdrückung.
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Ende Mai kam es in Nürn-
berg zu einer von zahl-
losen Abschiebungen in 
Deutschland. Ein 20-jäh-

riger Afghane wurde an ei-
nem Morgen von der Polizei 
aus seinem Klassenzim-
mer an einer Nürnberger 
Berufsschule abgeführt. 
Seine MitschülerInnen 
versuchten spontan, mit 
friedlichen Sitzblockaden 
die Abschiebung aufzuhal-
ten. Ein Großaufgebot an 
Polizei setzte die Abschie-
bung des 20-jährigen, der 

ein ganz normales Leben 
in Deutschland führte, mit 
massiver Gewalt durch. 
Die meisten Abschie-

bungen verlaufen in aller 
Heimlichkeit. durch das 
Engagement seiner Mit-
schülerInnen führte dieser 
Fall zu großem Aufsehen. 
Die Folge war eine „Einzel-
prüfung“ des Falles - und 
endete in einer Entlassung 
des Schülers aus dem Ge-
fängnis. Auch in Österreich 
haben Jugendliche erfolg-
reich Widerstand gegen 

Abschiebungen organi-
siert. 2010 gelang es, beim 
Fall des Uni-Aktivisten 
Ousmane C., erstmals eine 
Abschiebung während der 
Durchführung zu verhin-
dern. Eine zentrale Rol-
le spielte damals schon die 
SLP. 2011 kam es zu einer 
großen Solidaritätswelle 
mit den SchülerInnen De-
nis und Jovana, denen die 
Abschiebung drohte. Die 
SLP initiierte einen Schul-
streik. Durch den Protest 
und den medialen Druck 
sah sich der Staat gezwun-
gen, den Fall „neu aufzu-
rollen“: nach einem hal-
ben Jahr bekam die Fami-
lie das Bleiberecht. Unsere 
Forderung lautet nach wie 
vor: Die Schule ist eine ab-
schiebungsfreie Zone!

 Jens Knoll

Schule gegen Abschiebung!

Nürnberger SchülerInnen haben
eine Abschiebung verhindert –
auch in Österreich gibt es 
erfolgreiche Beispiele

Seit Jahren wird in der Bil-
dung gespart. Das „Autono-
miepaket“ bedeutet nur die 
Abwälzung des Kürzungs-
zwangs auf die einzelnen 
Schulen. Doch es regt sich 
auch Widerstand dagegen. 
Besonders in Salzburg wa-
ren SchülerInnen und Leh-
rerInnen in den letzten Jah-
ren sehr aktiv und setzten 
sich gegen den Bildungs-
klau im ganzen Land ein. 
Auch momentan vernetzen 
sich SchülerInnen und Leh-
rerInnen gemeinsam gegen 
die Mogelpackung „Schul-
autonomie“, mit der zahl-
reiche Einsparungsmög-
lichkeiten geschafen wer-
den. Mit Beginn der Pro-
testwelle Anfang Februar 
haben SchülerInnen ge-
meinsam mit solidarischen 
SLP-AktivistInnen auch 
begonnen, Kontakte zu 
sammeln und sich zu ver-
netzen. Zahlreiche Schü-
lerInnen haben vor ihren 
Schulen gelyert und sich an 
AktivistInnentrefen und 
Kundgebungen beteiligt. 
Gemeinsam mit Elternver-
ein sowie LehrerInnen ha-
ben wir eine kämpferische 
Demonstration veranstal-
tet, an der sich rund 1000 
Menschen beteiligt haben. 
Am 20. Juni ist bekannt ge-
worden, dass das Autono-
miepaket nach langem Ver-
handeln nun doch von ÖVP, 
SPÖ und Grünen beschlos-
sen wird. Daraufhin folgten 
kurzfristig rund 70 Schü-
lerInnen und solidarische 

Menschen unserem Aufruf 
zu einer Protestaktion. Es 
hatte sich ausgezahlt, zahl-
reiche Kontakte geknüpft 
zu haben. So war es mög-
lich, vor 8 Salzburger Schu-
len zu lyern und die Kund-
gebung über WhatsApp o. 
ä. zu bewerben. Eine wei-
tere Kundgebung wurde 
beschlossen, zu der wieder 
zahlreiche SchülerInnen 
kamen. 

Am letzten Schultag haben 
wir mit der letzten Kund-
gebung für dieses Schul-
jahr noch einmal gezeigt, 
dass man bei unserer Bil-
dung nicht einfach so kür-
zen kann. Und auch wäh-
rend der Sommerferien 
wollen wir aktiv bleiben, zu 
verschiedenen (bildungs-) 
politischen hemen dis-
kutieren und uns auf wei-
tere Proteste vorbereiten.  
Die LehrerInnen drohen 
mit Streik – gemeinsam 
mit ihnen können wir im 
Herbst noch schlagkräftiger 
weiterkämpfen. Um diese 
und kommende Kürzun-
gen wirklich zurückschla-
gen zu können, muss die-
se Initiative wachsen und 
sich in andere Bundeslän-
der ausbreiten. Gemeinsam 
können wir nicht nur Ver-
schlechterungen abweh-
ren, sondern auch Verbes-
serungen erkämpfen. Melde 
dich bei uns und werde ak-
tiv gegen Bildungsklau im 
ganzen Land!

               Moritz Bauer

Bildungsstreik gegen G20
Im Zuge der Proteste gegen 
das G20-Trefen in Ham-
burg fand am 7. Juli ein 
Bildungsstreik mit De-
monstration statt. Dazu 
aufgerufen hat das Bünd-
nis „Jugend gegen G20“, 
an dem sich auch die SAV, 
die deutsche Schwester-
organisation der SLP, be-
teiligt. Trump, Erdogan 
und Co. besprachen auf 
dem Gipfel, wie sie ihre 
neoliberale Politik um-
setzen, und so die kapi-
talistische Ausbeutung 
noch eizienter umset-

zen können. Darunter 
leiden Jugendliche be-
sonders. Leistungsdruck 
und Stress gehören in der 
Schule zum Alltag, Ju-
gendarbeitslosigkeit ist 
ein Massenphänomen. 
AktivistInnen mobilisier-
ten vor Schulen und in der 
Hamburger Innenstadt 
für den Bildungsstreik. 
An der Demonstration ge-
gen die Jugendpolitik der 
Herrschenden beteilig-
ten sich dann bis zu 4.000 
Menschen. 

Nico Prettner

Werde aktiv gegen 
den Bildungsklau!

Im Alter von 101 Jahren ist der deutsche Sozialist heo-
dor Bergmann verstorben. Er kämpfte 90 Jahre seines 
Lebens gegen Faschismus und Stalinismus. Bis zum 
Ende blieb er seinen Idealen treu und setzte sich für ei-
ne demokratische, sozialistische Gesellschaft ein. Nun 
ist es an uns allen, seinen Kampf weiterzuführen.

Held des Monats
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Britannien nach den Wahlen
Der britische  Kapitalismus 
steckt in einer politischen 
Krise: Nach ihrer Wahl-
niederlage klammert sich 
heresa May nun an die 
nordirische Kleinpartei 
DUP - als letzten Stroh-
halm, um eine Regierung 
zu bilden. Am schlimms-
ten für das Establishment 

ist aber, dass der Erfolg 
Jeremy Corbyns Hofnung 
und eine Stimme für Mil-
lionen einfacher Leute 
schaft, die genug von ka-
pitalistischer Kürzungs-
politik haben.

Es ist keine Frage, dass 
heresa May inkompetent 
ist. Das zeigte sich etwa in 
ihrer Absage an TV-De-
batten und in ihrer Un-
fähigkeit, menschlich zu 
wirken. Entscheidend für 
ihre Niederlage ist aber 
die Bilanz der Tory-Regie-
rung: Sozialkürzungen, 
vor allem im öfentlichen 
Sektor, und dazu stagnie-
rende oder fallende Löh-
ne haben den Unterschied 
zwischen Arm und Reich 
extrem vergrößert.

Mit dem Sieg Jeremy 
Corbyns als Vorsitzender 
der Labour Party hat die 
brodelnde Wut Ausdruck 

gefunden. Wo auch immer 
er im Wahlkampf sprach, 
lauschten Tausende sei-
nen Reden. Vor allem un-
ter Jugendlichen gewann 
er extrem an Unterstüt-
zung. Ein weiterer Im-
puls wurde mit dem „La-
bour Manifesto“ (Wahl-
programm) gesetzt. Auch 

wenn es kein klares so-
zialistisches Programm 
ist: es forderte eine Rück-
verstaatlichung von Tei-
len der Eisenbahnen, Gas, 
Strom und Wasser, einen 
10₤ Mindestlohn, Ober-
grenzen für Mieten und 
vieles mehr, was vor al-
lem ArbeiterInnen hel-
fen würde. Dies bedeu-
tete einen Bruch mit dem 
neo-liberalen Kurs der 
Blaire-Clique. Die Ant-
wort war elektrisierend. 
Wa h l k a mpf vera n st a l-
tungen schienen immer 
mehr wie Festivals. Das 
Resultat ist ein gewaltiger 
Schlag gegen die Blairites 
in der Labour Party. Sie 
hatten die letzten 2 Jah-
re versucht, Corbyn los-
zuwerden. Sie sagten, er 
sei unwählbar. Nun sind 
sie gezwungen, ihre Feh-
ler einzugestehen: Labour 

gewann 30 Sitze und bau-
te ihre Mehrheit in vielen 
Wahlkreisen aus.

Nun laufen die Brexit-
Verhandlungen an. Mays 
Mehrheit ist geschrumpft, 
der britische Kapitalis-
mus in einer schwächeren 
Position. Labour Party ist 
nicht länger eine sichere 

Bündnispartnerin - und 
das macht dem Establish-
ment Sorgen. Viele in der 
Linken sahen das Brexit-
Votum als Zeichen eines 
Rechtsrucks. Wir stimm-
ten dem nicht zu. Unsere 
Analyse hat sich bestätigt: 
Tory-Premier Cameron 
ist zurückgetreten und 
die UKIP ist implodiert. 
Das Brexit Votum war zu 
einem großen Teil eine 
Revolte der ArbeiterIn-
nenklasse gegen das Es-
tablishment. Die wahren 
Kräfteverhältnisse in der 
Gesellschaft haben sich in 
der Popularität der Bewe-
gung um Corbyn gezeigt.

Sowohl vor als auch 
nach der Wahl gab es 
schwerwiegende Ereig-
nisse, die das Versagen 
der Politik von „New La-
bour“ und Tories zeigten. 
So sahen wir schreckliche 

Terroranschläge in Lon-
don und Manchester. Je-
remy Corbyn verurteilte 
diese Anschläge. Er sagte 
jedoch, wie auch die So-
cialist Party, dass die im-
perialistische Interventi-
on und Kriegstreiberei im 
Nahen Osten weder Frie-
den noch Stabilität in die 
Region bringen. 

Noch deutlicher wurden 
die Folgen der Kürzungs-
politik beim grauenhaf-
ten Brand des Green-
fell-Towers in West Lon-
don. Das Feuer wur-
de zum Symbol für den 
immer größer werden-
den Spalt zwischen Arm 
und Reich. Das Gebäude 
ging in Flammen auf, weil 
schlechte Baumaterialien 
verwendet wurden. Seit 
der Blair-Regierung wur-
den Feuerschutz-Bestim-
mungen gelockert. Die 
BewohnerInnen haben 
nun den Preis mit ihrem 
Leben bezahlt. Als May 
Grennfell besuchte, traf 
sie nicht die Betrofenen. 
Bei einem zweiten Besuch 
wurde sie unter „Mörde-
rin“ und „Feigling“-Ru-
fen verjagt.

Die Hauptaufgabe ist 
nun, die Bewegung der 
Wahlkampagne weiter-
zuführen. Der Konlikt, 
welcher sich, seit Cor-
byn zum Vorsitzenden 

gewählt wurde, in La-
bour abspielt, muss jetzt 
gewonnen werden. De-
mokratische Reformen, 
um die alte Bürokratie zu 
überwinden, stehen jetzt 
an. Der rechte Labour-
Flügel hat einen Schlag 
verpasst bekommen, wir 
müssen dafür sorgen, 
dass es ein KO-Schlag 
wird. Auch die Gewerk-
schaften müssen ihren 
Teil übernehmen, indem 
sie Streiks gegen Lohn-
kürzungen und Sparpa-
kete organisieren.

Jeremy Corbyns Pro-
gramm ist ohne Fra-
ge ein Schritt nach vor-
ne. Gleichzeitig sollte es 
aber eine Debatte inner-
halb der Bewegung ge-
ben: welche Forderungen 
brauchen wir, um das Le-
ben der einfachen Leu-
te zu verbessern? Unse-
re Antworten sind bei-
spielsweise der Kampf 
für weitgehende demo-
kratische Verstaatlichung 
von Banken, Finanzwirt-
schaft und den Schlüs-
selindustrien. Um es an-
ders auszudrücken: ein 
Bruch mit dem Kapita-
lismus, um eine sozialis-
tische Wirtschaft aufzu-
bauen, die Menschen vor 
Proite stellt.

Paul Hunt, 
Socialist Party England & Wales

www.socialistparty.co.uk

Der fulminante Erfolg von Jeremy Corbyn hat 
das britische Establishment erschüttert.
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Am 15. November 2014 sol-
len einige Menschen „Frei-
heitsberaubung“ an der 
irischen Vizepremiermi-
nisterin Joan Burton be-
gangen haben In Wahrheit 

vollzogen diese Leute, un-
ter anderem Mitglieder der 
Socialist Party (CWI in Ir-
land), einen symbolischen 
Protestakt gegen die unso-
ziale Kürzungspolitik der 
Regierung und blockierten 
das Auto Burtons in einer 
friedlichen Sitzblockade.

Die Folge war eine An-
sammlung von wider-
sprüchlichen Vorwürfen 

und Anklagen. Der iri-
sche Staat veranstaltete ei-
ne Hetzjagd gegen die Ak-
tivistInnen. Ein Mitglied 
der konservativen Regie-
rungspartei verglich die 

DemonstrantInnen sogar 
mit dem IS. 

Nun wurden die Akti-
vistInnen freigesprochen. 
Dies geschah auf dem Rü-
cken einer starken Pro-
testkampagne, getragen 
von ArbeiterInnen. Die Be-
wegung wuchs über die 
Grenzen des irischen Staa-
tes hinaus. Sie zeigte auf, 
dass es dem Staat nicht um 

einen fairen Prozess ging: 
z.B. haben Polizeibeamte 
durch Falschaussagen und 
inkorrekte Beweise mani-
puliert.

Die internationale Un-
terstützung des Protestes, 
unter anderem von Ge-
werkschaften und Links-
parteien rund um die Welt, 
war überwältigend: Über 
30 Protestaktionen wur-
den an einem internatio-
nalen Aktionstag in über 
20 Ländern organisiert. 
Der Freispruch stärkt den 
Widerstand gegen die Kür-
zungsagenda der Regie-
rung. Die Herrschenden 
werden zunehmend unsi-
cher und die Linke in Ir-
land erhebt sich. Sie zeigt, 
dass sozialer Protest wirkt, 
um dieses unterdrückeri-
sche System zu bekämp-
fen. 

Simon Salzmann

Sieg durch Widerstand

Moskau: Gegen Delogierung

Ein Freispruch für AktivistInnen
im größten Schauprozess 
Irlands seit Jahrzehnten.

Die Menschen in Marokko 
gehen auf die Barrikaden. 
Seit Monaten demonstrie-
ren sie gegen die soziale Mi-
sere, fehlende Infrastruk-
tur und Perspektivenlo-
giskeit. Die Monarchie und 
Regierung antworten mit 
massiver staatlicher Re-
pression. Zentrum der Pro-
teste ist der Norden und ber 
Rif, ein Ort mit einer lan-
gen kämpferischen Traditi-
on. Gleichzeitig ist die Ber-
ber-Region wirtschaftlich 
am Boden: 63% der Bevöl-
kerung haben oiziell kei-
ne Arbeit. Als im Okto-
ber 2016 ein Fischhänd-
ler während behördli-
cher Schikanen ums Leben 
kam, entfachten sich die 
Proteste, die bis heute an-
halten. Ende Mai wird ein 
bekannter Anführer der 
Bewegung, der arbeitslose 
Nasser Zefzai verhaftet – 
und die Proteste gegen die 
Regierung erreichen einen 
neuen Höhepunkt. „Wir 
sind die Kinder der Armen, 
die einfachen Leute, die auf 
die Straße gehen um nein 
zu sagen gegen die Un-
gleichheit und Tyrannei.“ 
- mit diesen Worten hatte 
Zafzai den Charakter der 
Bewegung beschrieben. 
Tausende von Menschen 
protestieren täglich – nicht 
nur in Rif, sondern in zahl-
reichen Städten im ganzen 
Land. Linke Parteien, Ba-
sisinitiativen, Streikende, 
die Gewerkschaften, die 
Jugend und vor allem Frau-
en, die eine zentrale Rolle 

spielen, sind auf der Straße: 
für Gleichberechtigung, 
das Recht auf Arbeit, auf 
medizinische Versorgung, 
Bildung und gegen die stei-
gende Repression. Hun-
derte werden festgenom-
men, 32 führende Aktivis-
tInnen wurden zu mehr als 
einem Jahr Haft verurteilt. 
Anfang Juni kam es zu ei-
ner der größten Demonst-
rationen der jüngeren Ge-
schichte Marokkos.

Die Entwicklungen in Ma-
rokko könnten der An-
fang einer neuen revoluti-
onären Welle im Maghreb 
und folglich im Nahen Os-
ten sein. Vor allem in Tu-
nesien, aber auch in Ägyp-
ten nehmen kämpferische 
Streiks und Arbeitskämp-
fe zu. Eine erfolgreiche Be-
wegung oder gar der Sturz 
des marokkanischen Regi-
mes könnte immense Aus-
strahlungskraft auf die ge-
samte Region haben und 
auch über Spanien nach 
Europa schwappen. Da-
für braucht es aber vor al-
lem eine politische Kraft, 
die die Lehren aus dem 
arabischen Frühling ge-
zogen hat: es reicht nicht, 
die Regierung auszutau-
schen. Es braucht einen 
Bruch mit der kapitalisti-
schen Wirtschaftsweise, 
die der Grund für das Elend 
und die Ausbeutung ist. So 
kann diesen Bewegungen 
Programm und Perspekti-
ve geboten werden. 

Stefan Gredler

Marokko: Kampf für 
soziale Gerechtigkeit

Im März beschloss das 
russische Parlament ei-
ne Gesetzesänderung, die 
es der Stadt Moskau er-
laubt, hunderttausende 
Wohnungen abzureißen. 
Über eine Million Men-
schen sollen zwangsweise 
umgesiedelt werden. Als 
klar wurde, dass den Be-
wohnerInnen kein ange-
messener Ersatz geboten 
wird und die eigentlichen 
Proiteure die Baukonzer-
ne sind, bildeten sich Wi-
derstandskomitees, die 
bereits Mitte Mai stark 

genug waren, eine De-
mo mit 20.000 Menschen 
zu organisieren. Sotsia-
listicheskaya Alternati-
ve (CWI in Russland) ist 
aktiv an dieser Kampa-
gne beteiligt und hat im 
Juni eine Diskussion mit 
Aktivisten verschiedener 
Regionen Moskaus orga-
nisiert. Dort, wo die Be-
wohnerInnen gut organi-
siert sind, gelang es ihnen, 
ihre Häuser von der Ab-
rissliste streichen zu las-
sen.

http://Socialistworld.ru

GB: Tories Out! 
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Am 1. Juli fand in Lon-
don die Tories Out Demo 
statt, an der sich mehre-
re Zehntausende betei-
ligten. Sie forderten den 
Rücktritt der verhass-
ten Regierung von he-
resa May, nachdem Jere-
my Corbyn die Hofnung 
weckte, endlich mit der 
Kürzungspolitik Schluss 
zu machen. Die Socialist 
Party (CWI in GB) war auf 
der Demo stark vertre-
ten und mit ihren Fahnen 
und Transparente nicht 
zu übersehen. Es wurden 

nicht nur hunderte Aus-
gaben der Zeitung ver-
kauft, es traten auch fünf 
Personen noch auf der 
Kundgebung dem CWI 
bei. Die Socialist Party 
kritisierte die Untätigkeit 
des Gewerkschaftsdach-
verbands, und forder-
te ihn auf, beim Kampf 
gegen May die Führung 
zu übernehmen. Mit sei-
nen 6 Millionen Mitglie-
dern wäre die Regierung 
in wenigen Monaten zum 
Rückzug gezwungen.  
  socialistparty.org.uk

Hong Kong
Socialist Action (CWI in 
Hong Kong) konnte im 
ersten Halbjahr 19 neue 
Mitglieder gewinnen. Der 
Einluss der Organisation 
steigt und trägt zum Ent-
stehen einer starken lin-
ken Kraft bei. Zwei Drittel 
der neuen Mitglieder sind 
Frauen, was einen großen 
Schritt vorwärts bedeu-
tet. Es konnten Proteste 
mit Flüchtlingen, migran-
tischen ArbeiterInnen und 
Gewerkschaftern organi-
siert werden.

www.Chinaworker.info
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Ein Jahr Aufbruch
Im Juni 2016 war es soweit: 
Nach langer Vorbereitung 
fand der Gründungskon-
gress von Aufbruch statt. 
Über 1000 Leute mach-
ten die größte linke Kon-
ferenz in Österreich seit 
langem aus. 1000 Leu-
te, die vor allem eine Ein-
sicht einte, die auch das 

Motto der Konferenz war: 
„So wie bisher kann es 
nicht weitergehen!“. Klar 
war, dass dem ständigen 
Rechtsruck der bürger-
lichen Parteien und den 
verstärkten Angrifen der 
Herrschenden auf unsere 
Lebensstandards seit Be-
ginn der Krise eine lin-
ke Antwort entgegenge-
stellt werden musste und 
immer noch muss. Sonst 
war eigentlich wenig klar 
für die AufbrecherIn-
nen, wie sich besonders 
in den folgenden Wochen 
zeigte. Wollen wir eine 
neue Linkspartei werden? 
Wenn ja, wie kommen wir 
dahin? Wollen wir uns auf 
außerparlamentarischen 
Widerstand begrenzen? 
Wie könnte der aussehen? 
Leider wurden diese und 
andere Debatten kaum in 
organisierter und demo-
kratischer Form geführt.

Trotzdem hatten sich 
fast 30 Gruppen bis zum 
Sommer gebildet. Rund 
um einen Aktionstag zum 
hema Reichtum Mitte 
August wurde das Auf-

bruch-Potential gut deut-
lich: Staßenfeste, poli-
tische Stadtführungen, 
Kundgebungen... fast al-
les wurde gut angenom-
men und es gab viel Be-
teiligung. Sehr erfolgreich 
waren auch Aktionen wie 
die gegen die Kündigung 
einer Kollegin bei Mül-

ler, die sich für einen Be-
triebsrat stark gemacht 
hatte. Die schnelle Mobi-
lisierung von über 30 Auf-
brecherInnen binnen ei-
nes Tages zeigt die Schlag-
kraft, die Aufbruch hat, 
wenn sie richtig abgeru-
fen wird. Beim Vorberei-
ten entstanden hier und 
da Strukturen, die tat-
sächlich arbeitsfähig und 
stabiler waren. So argu-
mentierten wir auch da-
mals schon: Struktur-De-
batten sollten eben nicht 
statt praktischer Arbeit 
stattinden, sondern ent-
lang der Notwendigkei-
ten, die sich aus den prak-
tischen Erfahrungen er-
geben. Stattdessen gibt es 
leider oft eine ungesunde 
Arbeitsteilung zwischen 
Praxis und heorie.

Heute, ein Jahr nach der 
Gründung, ist Aufbruch 
kleiner geworden. Es wä-
re aber falsch, die Grün-
de dafür in wenig erfolg-
reichen Strukturdebat-
ten zu suchen. Worum es 
eigentlich geht, zeigt das 

Beispiel der Grazer Auf-
bruch-Gruppe. In Graz 
entstand im Frühjahr 
2017 mit der Bewegung 
gegen das M u r k r a f t -
werk ein spannendes 
Arbeitsfeld für Aufbruch. 
Politische Arbeit in ei-
ner sozialen Bewegung 
verlangt viel von einer so 

jungen Gruppe, aber die 
Herausforderung wur-
de angenommen. Mit ei-
genen Vorschlägen für 
Programm und Metho-
de der Bewegung gelang 
es der Gruppe, einen lin-
ken Pol aufzubauen. Da-
rüber ist die Gruppe ge-
wachsen und konnte sich 
gleich ein Proil als akti-
vistische und kämpferi-
sche Kraft aufbauen. Die 
Bewegung hat sichtbar 
vom Aufbruch proitiert 
und die Gruppe auch von 
der Erfahrung. Diese Er-
fahrung und diese Auf-
bau-Möglichkeit brau-
chen wir in ganz Öster-
reich. Bewegungen lassen 
sich aber kaum „starten“. 
Das „spontane Element“ 
sich frisch politisieren-
der Leute lässt sich nicht 
künstlich herstellen. Wir 
können aber analysieren, 
wo Widerstand entstehen 
könnte und uns bewusst 
dort aufbauen. 

Viele AufbrecherInnen sind 
im Sozialbereich tätig. 
Auch ha-ben viele von 

uns sich über Asyl-Fragen 
und besonders die Bewe-
gung von 2015 politisiert. 
Wir können als Teil un-
serer Kampagne versu-
chen, Trefen von Flücht-
lingsbetreuerInnen und 
Gelüchteten zu organi-
sieren. Auf Demonstrati-
onen, bei eigenen Aktio-

nen und vor Unterkünf-
ten können wir dafür mo-
bilisieren. 

Auf den Trefen kön-
nen wir Aktionen pla-
nen und zwar in organi-
sierter, längerfristig an-
gelegter Form, denn die 
wird es brauchen. So ein 
Format würde die Chan-
ce verbessern, für Be-
schäftigte und Gelüchte-
te gleichermaßen Verbes-
serungen zu erkämpfen 
und gleichzeitig neue Ak-
tivistInnen für Aufbruch 
gewinnen. Diese Beispie-
le lassen sich auch auf Er-
werbslose, DruckerInnen, 
SchülerInnen, Umwelt-
aktivistInnen, feminis-
tische AktivistInnen und 
Andere übertragen, die in 
letzter Zeit durch Demos 
und Aktionen auf sich 
aufmerksam gemacht ha-
ben. Aufbruch sollte le-
xibel genug sein, um Wi-
derstand gegen die Politik 
der Reichen, wo immer er 
ausbricht, unterstützen 
zu können.

Im Plege-Bereich ha-
ben sich bereits Aufbre-

cherInnen zusammenge-
tan und gemeinsam über-
legt, wie sie weitere Kol-
legInnen ansprechen und 
vor allem Widerstand or-
ganisieren könnten. Das 
sollten wir wiederauf-
leben lassen. „Wir kön-
nen uns die Reichen nicht 
mehr leisten“ ist nach 

wie vor ein guter Slogan, 
um zu zeigen, dass ge-
nug für alle da ist - und 
um die erwähnten und 
andere Kämpfe zu ver-
binden.Das weitgehen-
de Ausbleiben von sozi-
alen Bewegungen macht 
den Aufbau von Aufbruch 
oft mühsam. Das ändert 
aber nichts daran, dass es 
notwendig ist, sich weiter 
für eine neue, starke Lin-
ke einzusetzen. Aus Sicht 
der SLP geht es darum, 
eine kämpferische, de-
mokratische und sozialis-
tische ArbeiterInnenpar-
tei aufzubauen. Das beto-
nen wir seit vielen Jahren. 
Ob Aufbruch ein Schritt 
in diese Richtung gelingt, 
bleibt ofen. Sicher ist 
aber, dass dort ehrliche 
Kräfte am Werk sind, mit 
denen wir weiter zusam-
menarbeiten wollen.

Tilman M. Ruster, 
SLP und Mitglied der 

Aufbruch-Koordination
Alle Stellungnahmen der 

SLP unter: 
slp.at/themen/aufbruch

Zum Geburtstag gilt es, aus den Fehlern zu lernen und das Potential zu nützen.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Habert Café’ 
Salzkammergut Einkaufspark

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Mittwoch, 1900 Uhr  
im ‘Cuntra la Cultra’ 
Grieplatz 5

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?  
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

2017 jährt sich die Russi-
sche Revolution zum 100. 
Mal. Zu diesem Anlass legt 
der Manifest-Verlag ein 
verschollenes, aber be-
eindruckendes Dokument 
der damaligen Ereignis-
se wieder auf: Den Erleb-
nisbericht des Augenzeu-

gen der Revolution Albert 
Rhys Williams. Williams 
war kein neutraler Beob-
achter. In den USA gehör-
te er der jungen sozialis-
tischen Bewegung an und 
organisierte Unterstüt-
zung für die Arbeiterbe-
wegung und sozialistische 
Präsidentschaftskandida-
ten. So inden wir in ihm 

einen Mann, der wohlwol-
lend der Russischen Re-
volution gegenüber steht 
und mit Einfühlungsver-
mögen den Enthusiasmus 
und Heroismus, aber auch 
die Angst und die Zwei-
fel der RevolutionärInnen 
und Bevölkerungen in sich 

aufnimmt und in seinem 
Erlebnisbericht mit den 
LeserInnen teilt.

Er reiste während seiner 
Reise von Petrograd nach 
Wladiwostok und immer 
wieder gelingt es ihm, ins 
Herz der Ereignisse zu ge-
langen und damit auch 
manchmal direkt in die 
Schusslinie. Von den Bäu-

erInnen als Gast, den Mat-
rosen als Genosse und der 
Konterrevolution als Ver-
räter und Bolschewisten-
freund gesehen, schließt 
er enge Freundschaften 
und wird zum Feind der 
Reaktion. Über 50 Abbil-
dungen illustrieren seinen 
Weg durch das riesenhaf-
te Land. 

So ist dieses Buch vieles 
auf einmal: Abenteuer-
roman, Augenzeugenbe-
richt und ein Zeugnis des 
Muts und der Entschlos-
senheit, mit der die Men-
schen des jungen Sow-
jetstaates ihre Revolution 
verteidigen.

Albert Rhys Williams: 
„Durch die 

Russische Revolution“ 
222 S., 

 50 z.T. farbige Abbildungen, 
14,90 €

ISBN: ----

Täglich kriegt man Horror-
bilder ins Wohnzimmer ge-
liefert. Kriege, Flucht, Um-
weltkatastrophen uvm. Da-
zu kommt das eigene Le-
ben. Ich und viele meiner 
"Generation" hatten ver-
gleichsweise gute Startbe-
dingungen: Job inden oder 
Studieren war Anfang der 
90er noch viel leichter. Oft 
gab‘s Eltern, die einen un-
terstützen konnten. Trotz-
dem, und obwohl Öster-
reich ein sehr reiches Land 
ist, tun sich viele meiner 

FreundInnen schwer, wer-
den arbeitslos, unterbe-
zahlt oder krank. Wer kei-
ne "guten Startbedingen" 
hatte, kämpft noch härter. 
Viele meiner Freunde ver-
drängen: mit Rückzug auf 
die Familie ("wenigstens 
den Kindern was mitge-
ben"), Kifen, Extremsport 
oder sonst wie. Alter macht 
"vernünftig", heißt es. Die 
Bürgerlichen nennen es 
"vernünftig" - meinen da-
mit aber passives Erdulden. 
Die Geburt meiner Tochter 

machte mich noch radika-
ler. Verdrängungsstrate-
gien sind nicht nur unge-
sund. Sie sind auch Zeitver-
schwendung. Vernünftig ist 
es, den Einsatz für die Ver-
besserungen im eigenen 
Leben mit dem für weltwei-
te Veränderung zu verbin-
den. Marxist sein und Mit-
glied bei SLP und CWI sein 
- das ist da echt das "Ver-
nünftigste", was man ma-
chen kann.

Michael Gehmacher, 
Flüchtlingsbetreuer, 45

Viel ist zu tun in jedem 
Wahlkampf. Erst muss 
er inhaltlich und me-
thodisch vorberei-
tet werden. Es müssen 
Unter st üt z u n gs erk l ä-
rungen gesammelt und 
schließlich der eigentli-
che Wahlkampf geführt 
werden. Bei uns geht 
es da nicht ums Kugel-
schreiber Verteilen, son-
dern um aktivistische 
Arbeit in Form von De-
mos, Anti-FPÖ Aktionen 
uvm. Dafür brauchen 
wir vor allem Aktivis-

tInnen, aber auch Geld. 
Pro Bundesland, in dem 
wir antreten wollen (OÖ 
und Wien), fallen allein 
500€ als „Kopierkosten“ 
an, die wir den Behörden 
zahlen müssen. Um uns 
gegenseitig zu unterstüt-
zen, werden auch viele 
Reisekosten zusammen-
kommen. Wir brauchen 
also Eure Spenden!

IBAN: 
AT 25600000000 8812733

BIC: 
OPSKATWW

Der aktuelle SLP-Lesetipp

Warum bin ich immer noch in der SLP aktiv? Andere über uns

Gar nicht erfreut war der FPÖ-nahe „Wochenblick“ über 
die Aktivitäten der SLP bei den Regenbogenparaden: 
während ORF, Wiener Zeitung und Kleine Zeitung von 
unserer Demo in Wien berichteten, klagte er über die 
Pride in Linz: "Agitatoren der Sozialistische LinksPar-
tei (SLP) gaben der Homo-Gemeinde Parolen wie ‚Aler-
ta Antifacista‘ vor“ - und veröfentlichte Bilder von SLP-
AktivistInnen.

Ein verschollenes Dokument

der Oktoberrevolution : 

Ein neu aufgelegter

Augenzeugenbericht. 

Die SLP tritt an- Hilf uns dabei!



 F Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öfentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Plegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen die Angrife der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öfentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

 F Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
 F Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schafen.
 F Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öfentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Proiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Es ist nicht lange her, da 
hat der staatstragen-
de Außenminister Se-
bastian Kurz noch ei-
nen sexistischen Wahl-
kampf mit „Geilomo-
bil“ geführt. Doch da ist 
kein Widerspruch. Ob als 
Reichensöhnchen oder 
staatsmännisch: Kurz ist 
Kämpfer für seine Klasse 

– die Klasse der Kapita-
listInnen. Kurz versucht, 
sich als jemand darzu-
stellen, der „was Neu-
es“ bringt. Doch ob alte 
oder neue ÖVP: Kurz ist 
brandgefährlich für al-

le, die einen Job brauchen, 
um leben zu können, die 
keinen Job haben und 
von Sozialleistungen ab-
hängig sind, die alt oder 
krank sind, für alle Ar-
mutsbetrofenen – also für 
die ArbeiterInnenklas-
se. Er faselt von längeren 
Öfnungszeiten für Haus-
ärzte und Fotos auf der e-
card. Übersetzt heißt das: 
Schließung von Spitälern, 
Jobabbau und Lohnkür-
zung im Gesundheitswe-
sen, Privatisierung und 
bessere Gesundheitsver-
sorgung für Wohlhaben-

de. Er will 14 Milliarden 
Euro bei Sozialem kür-
zen. Diesen Sozialkahl-
schlag nennt er „Entlas-
tung“. Um von den Folgen 
seines Kürzungswahns 
abzulenken, hetzt er ge-
gen Flüchtlinge in bester 
FPÖ-Tradition. Wenn wir 
weiter gegen Sozialabbau 
und Rassismus kämpfen, 
tun wir das insbesondere 
gegen Kurz als besonders 
gefährlichen Feind aller 
Lohnabhängigen und Ar-
men, egal welcher Her-
kunft. 

 Helga Schröder

Kurz: Politiker der 
Superreichen!

Volles Haus beim SLP-Event int Linz

Das „neue“ Gesicht der ÖVP steht für 
Politik gegen ArbeiterInnen, Arme 
und Jugendliche.


